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Ein Freitag, der 13. ist für Aber-
gläubische ein Schreckensdatum.
Aber Freitag, der 13. Dezember
2013 könnte auch die Steuerzah-
ler das Gruseln lehren. Denn Klaus
Wowereit ist erneut zum Vorsit-
zenden des BER-Aufsichtsrates
gewählt worden. ls Bund der Steuerzahlerhatten wir schon langegefordert, dass diesesGremium seiner Aufgabe nur ge-recht werden kann, wenn Fach-leute die Kontrolle derGeschäftsführung übernehmenwürden. Dass Klaus Wowereitnun wieder der Chefaufseherüber die Geschäftsführung ist,halten wir für wenig tauglich, umLicht in dieses Chaos zu bringen.Denn mit dem anderen Hütchenauf, dem Hütchen der Gesell-schafter, haben Wowereit undseine Gesellschafterkollegen vonBund und Brandenburg ja geradeder Geschäftsführung – sozusa-

Der Vorstandsvorsitzende des
BdSt Berlin äußert sich im RTL
Nachtjournal zum Ergebnis der

BER-Aufsichtsratsitzung.Einen guten Jahresauftakt 2014wünscht
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

gen als „Meta-Geschäftsführung“– die Weisungen erteilt, die of-fenbar letztlich die Ursache fürdas BER-Debakel sind. Da istkaum zu erwarten, dass genaueUrsachenforschung betriebenwird. Hoffen wir, dass 2014 we-nigstens ein verlässliches Eröff-nungsdatum und ein Ende derKostensteigerungen bringt. 

A

Allgemeine Anhebung der Kostenpasuchale durch die Hintertür

Bund der Steuerzahler kritisiert Abgeordnete

freie Kostenpauschale für Abge-ordnete, die ein externes Bürounterhalten, auf 2.500 Euro mo-natlich anzuheben. Auch für Abge-ordnete ohne externes Büro steigtab 2014 die steuerfreie Kosten-pauschale von zuletzt 1.018 Euroauf 1.500 Euro monatlich. Diesentspricht einer Steigerung vonimmerhin gut 47 Prozent. “Hierholen sich die Abgeordneten offen-bar das Geld aus der ursprüng-lich geplanten außerordentli-chen Diätenerhöhung auf ande-rem Wege zurück”, sagte Alexan-der Kraus, Vorsitzender des Bun-des der Steuerzahler Berlin.

Insgesamt hält der Bund derSteuerzahler die im Berliner Abge-ordnetenhaus beschlossene Par-lamentsreform einzig dafür ge-eignet, weitere Kosten für Partei-aufgaben in den steuerfinanzier-ten Parlamentshaushalt zu verla-

gern. Der Bund der Steuerzahlerkündigte daher an, die Abgeord-netenbüros sehr genau darauf un-

ter die Lupe nehmen zu wollen, dassMiet- und Personalkostenerstat-tungen nicht zur Finanzierungder Parteien umgeleitet werden.“Wir werden sehr genau nachse-hen, ob da in den Abgeordneten-büros Parteikollegen sitzen undauf Steuerzahlerkosten Parteiver-anstaltungen organisieren undWahlwerbung machen”, kündig-te Kraus für den Bund der Steu-erzahler an. Zusätzlich zu densteuerfreien Kostenpauschalensteigen auch die Personalkosten-zuschüsse für Mitarbeiter vonAbgeordneten von zuletzt 580auf bis zu 3.000 Euro monatlich.

Der Bund der Steuerzahler Berlin
hat die Mitglieder des Berliner
Abgeordnetenhauses dafür kriti-
siert, dass mit dem Beschluss zur
Parlamentsreform auch die steu-
erfreien Kostenpauschalen für
Abgeordnete, die kein eigenes ex-
ternes Büro unterhalten wollen,
durch die Hintertür kräftig ange-
hoben werden. Denn auch diese
steigen um fast 500 Euro im
Monat. it der Änderung des  Ber-liner Landesabgeordne-tengesetzes ist nicht nurbeschlossen worden, die steuer-M

Der BdSt Berlin auf Facebook

facebook.com/steuerzahler.berlin
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Wie viele Sitzkiesel braucht man, um Identität zu stiften?

Steuerzahler kommt Gestaltung des Kleinen Tiergartens teuer

Bereits 2010 kündigte der Stadt-
entwicklungssenat an, dem Gebiet
rund um die Turmstraße innerhalb
der nächsten fünfzehn Jahre mit
27 Millionen Euro neues Leben
einhauchen zu wollen. Einen we-
sentlichen Beitrag sollte auch die
Neugestaltung des Kleinen Tier-
gartens und des Ottoparks lei-
sten. Für den Bund der
Steuerzahler stellt sich dabei al-
lerdings Frage, ob dafür unbe-
dingt so viele kostspielige
Sitzkiesel das Instrument der er-
sten Wahl sind. Denn bei den Ko-
sten wird hier nicht gekleckert,
sondern im wahrsten Sinne ge-
klotzt. itte Dezember wurdenun mit dem KleinenTiergarten West zwi-schen Heilandskirche und Strom-straße auch der fünfteBauabschnitt des historischwichtigen Gartendenkmalsfertig gestellt. Zuvor war

schon 2012der Ottopark im We-sten umgestaltet worden. Zielder Maßnahme ist die Aufwer-tung der Moabiter Turmstraßeals Stadtteilzentrum und Ge-schäftsstraße. Die Finanzierungerfolgt aus dem Bund-Länder-Programm „Aktive Zentren“. Der für seine Trinker- undDrogenszene berüchtigte Parksoll durch die Maßnahmen wie-der zu einem attrakti-

ven, angstfreienund friedlichenAufenthalts-ort für allesozialenGruppenwerden .Bereits imFebruar 2013begannen nacheiner intensiven Beteili-gung der Bürger die Baumaß-nahmen an der Parkanlage ausden fünfziger Jahren. Damitwurde jetzt ein weiterer Teil derSiegerarbeit eines landschafts-planerischen Realisierungswett-bewerbs aus dem Jahr 2009umgesetzt.Vorausgegangen war den Bau-maßnahmen nicht nur ein Streitmit den beteiligten Anwohnerndarüber, wie viele Bäume undSträucher dem

Ansin-nen nach mehr Transparenz wei-chen sollten. Auch die so-genannten Sitzkiesel führten zuStreit mit den Moabitern. DasStadtplanungsbüro sieht in denSitzkieseln immer wiederkeh-renden, identitätssstiftende Ele-mente, „die sich in Dimensionund Form den

In einer alternden Ge-sellschaft ist die Frageder Altersvorsorge zu-nehmend in den Fokusauch jüngerer Men-schen gerückt. Alleindie gesetzliche Alters-vorsorge wird künftig nicht mehrausreichen, um den Lebensstan-dard im Alter abzusichern. Wich-tig für die Steuerzahler ist daherzu wissen, wie die drei Säulender Altersabsicherung - die Ba-sisversorgung, die (betriebliche)Zusatzversorgung und Kapital-anlageprodukte - einkommen-steuerlich und sozialversiche-rungsrechtlich behandelt wer-den.Mitglieder können die Broschürekostenlos in der Geschäftstellebestellen.

Heckenkörpern annähern“, aberauch „praktische, bespielbareund nutzbare Sitzmöbel“ darstel-len. Kritiker lehnten die „viel zuteueren, grauen, monströs bom-benförmigen Betonklötze“ hinge-gen entschieden ab und weisenauf die hohen Kosten für die Sitz-kiesel hin.  Aus der Antwort des Bezirks-amtes Mitte auf eine Kleine An-frage der  Stadtverordneten-versammlung von September2012 geht hervor, dass al-lein die ersten siebenSitzkiesel im Bauab-schnitt Ottoparki n s g e s a m t195.000 Eurog e k o s t e thaben. Daswären fast28.000 Euro jeStück. Im nun fertiggestellten Bauabschnitt Klei-ner Tiergarten West finden sichnochmals vier Sitzkiesel. Weiteresechs kleinere Sitzkiesel sollen2014 im Kleinen Tiergarten Ostfolgen. Alle siebzehn Sitzkieseldürfte nach Fertigstellung somitan die 400.000 Euro gekostethaben, schätzt der Bund derSteuerzahler. Um die Kosten fürdie Sitzkiesel her-auszubekom-

men schrieb der Bund der Steu-erzahler auch in diesem Fall denBezirk Mitte an. Die Anfrage er-folgte diesmal gleich als Antragauf Akteneinsicht nach dem Ber-liner Informationsfreiheitsge-setz, um einer längeren Phase esSchweigens vorzubeugen. 
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Bund der Steuerzahler kritisiert „Moabiter Kissen” (Teil 2 - Lehrter Straße) 

Verkehrsberuhigung laut und noch wirkungsloser

In der letzten Ausgabe hatte der Bund der
Steuerzahler Berlin schon die „Moabiter Kis-
sen“ in der Quitzowstraße als wirkungslos kri-
tisiert. Noch wirkungslosere Bremsschwellen
sind aber in der Lehrter Straße zu finden.
Diese sind wegen des Busverkehrs so schmal
gebaut, dass selbst Fahrer von Mitteklasse-
fahrzeugen die Aufpflasterungen bei voller
Fahrt einfach zwischen die Räder nehmen kön-
nen. Bremsen muss da niemand. er sich in der Lehrter Straße in Moa-bit nicht an die Geschwindigkeits-begrenzung auf 30 Kilometer proStunde halten will, wird sich wohl auch durchdie zwanzig dort kürzlich eingebauten „Moa-biter Kissen“ nicht verkehrsberuhigen lassen.Der Bund der Steuerzahler hat nach denneuen Aufpflasterungen in derQuitzowstraße auch die Maßnah-men zur Verkehrsberuhigung in der LehrterStraßen kritisch unter die Lupe genommenund selbst getestet! Das Ergebnis: Die in die Fahrbahn einge-lassenen Schwellen aus Kopfsteinpflastersind zu schmal. Und das hat seinen gutenGrund, wie der Bezirk dem BdSt telefonischerläuterte: Die BVG fährt nämlich durch dieLehrter Straße. Allzu hohe Hindernisse wür-den die Busse schaukeln lassen und die Fahr-gäste gefährden. Aber auch wenn dieSchwellen etwas breiter als die Spur norma-ler PKW sind, können Fahrer selbst von Mit-telklassefahrzeugen die Fahrbahnschwellenohne großes Rucken überfahren. Wenn siediese genau zwischen die Räder nehmen,überfahren die Reifen lediglich die abge-flachten Kanten. Um zu erfahren, was die „Moabiter Kissen“in der Quitzowstraße und in der LehrterStraße gekostet haben, hatte der Bund derSteuerzahler bereits Ende November 2013einen Antrag auf Ak-teneinsicht beimBezirk Mitte

nach dem Berliner Informationsfreiheitsge-setz gestellt, nachdem Anfragen an den Be-zirksbaustadtrat zunächst zwei Monate langunbeantwortet geblieben waren. Der Terminfür die Akteneinsicht ist nun vorerst für frü-hestens Mitte Januar vorgesehen, da die 
Maßnahmen laut Verwaltung noch nicht abgeschlossenund dement-sprechend nochnicht abgerech-net seien.  

W
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Verkehrsberuhigung in der Quitzowstraße

In der Quitzowstraße 
(s. Ausgabe Dezember
2013) hat der Bund der
Steuerzahler die An-
wohner mit einem Plakat
zum Dialog auf Facebook
aufgefordert. 

Mitte Dezember
wurden auch noch
die von der Ver-
waltung angekün-
digten Radfahr-
streifen aufge-
bracht und sofort
von der Polizei ge-
testet. 

Testfahrt ansehen:

http://youtu.be/s9xi3OqESS4
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Bettensteuer einstimmig beschlossen

Berlin führt die City-Tax ein

neue Gesetz als nicht rechtssicher und als bü-rokratisches Verwaltungsmonster bezeich-net. Der Verband kündigte eine ent-sprechende Klage an. Zum einen richtet sichdie Kritik der Betreiber gegen den zusätzli-chen Aufwand, von deren Einnahmen Sie je-doch nicht profitieren. Weiterhin erwartetder Hotel- und Gaststättenverband Schwie-rigkeiten, vor allem bei Internetbuchungenüber Reiseveranstalter oder Buchungspor-tale. Oft sei im Nachhinein kaum feststellbar,welchen Preis der Gast bezahlt hat. Der Ge-setzentwurf sieht vor, dass der Preis in sol-chen Fällen geschätzt wird. Unklar ist bislangallerdings, wer die Schätzung vornehmen soll.Gegen die Einführung der City-Tax hattesich auch der Bund der Steuerzahler in derVergangenheit immer wieder stark gemacht.Da beruflich veranlasste Übernachtungensteuerfrei bleiben sollen, befürchtet derBund der Steuerzahler, dass die bloße An-gabe, ob es sich um beruflich veranlasste

Übernachtungen handelt, kaum zu kontrol-lieren sein wird. Letztlich werden auch fal-sche Angaben hinsichtlich Veranlassung derÜbernachtung zu keiner strafrechtlichen Ah-nung führen. Ähnlich wie bei der BerlinerHundesteuer, bei der Jahr für Jahr in zehn-tausenden Fällen auf die Hundesteuer ver-zichtet wird, befürchtet der Verein, dass auchbei der City-Tax die ehrlichen Steuerzahlerdie Dummen sein werden.Nicht nur Berlin, auch andere Städte habenso genannte Bettensteuern eingeführt. Der-zeit sind mehrere Klagen gegen Betten-steuern im ganzen Bundesgebiet beim an-hängig. In Dortmund und Leipzig erklärtenGerichte die dort eingeführten Bettensteuernbereits für ungültig. Zur Zeit befasst sich das Bundesverfassungsgericht mit der Ham-burger Regelung zur dortigen City-Tax. FürBerlin strebt der Hotel- und Gaststättenver-band ebenso eine entsprechende Muster-klage an.

Mitte Dezember hat das Berliner Abgeordne-
tenhaus einstimmig für die Einführung einer
Bettensteuer gestimmt. Bereits ab dem 1. Ja-
nuar 2014 sollen die Betreiber von Berliner
Hotels, Pensionen und Ferienwohnungen fünf
Prozent pro Gast und Übernachtung an die Fi-
nanzämter weiterleiten. Gegen die Entschei-
dung haben die Betreiber bereits Klagen
angekündigt.ie City-Tax kommt. Nachdem die Ber-liner Politik fast ein Jahr über die Ein-führung der Steuer gestritten hat, hat das Berliner Abgeordnetenhaus nun den Weg für die Einführung der Betten-steuer frei gemacht. Ab dem Jahr 2014 sollendie Gäste von Hotels, Pensionen, Ferienwoh-nungen und Jugendherbergen fünf ProzentBettensteuer pro Person und Nacht zahlen.Geschäftsreisende sind von der Steuer aus-genommen.Der Hotel und Gaststättenverband hat das

D
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Wasserpreissenkung ist beschlossene Sache

Rekommunalisierung der Wasserbetriebe abgeschlossen

Anfang Dezember hat das Land
Berlin den Kaufvertrag unter-
zeichnet, mit dem der Rückkauf
der verbleibenden Veolia-Anteile
an den Berliner Wasserbetrieben
besiegelt wurde. Damit ist der
Berliner Wasserversorger wieder
vollständig rekommunalisiert. erlin hat den Wunsch desWasser-Volksentscheidesumgesetzt und die voll-ständige Rekommunalisierungder Berliner Wasserbetriebevollzogen. „Das Wasser gehörtwieder den Berlinerinnen undBerlinern“, so Finanzsenator Ul-rich Nußbaum (parteilos) ineiner Pressemitteilung. Bereits im vergangenen Jahrkonnte Berlin die erste Hälfte derAnteile des privaten Anteilseig-ners RWE für einen Kaufpreis

von 618 Millionen Euro zurück-kaufen und damit seine Beteili-gung an den Wasserbetriebenauf 75,05 Prozent erhöhen. Nunhat das Land auch die restlichen24,95 Prozent der Anteile vomFranzösischen Versorger Veoliarückwirkend zum 1. Januar 2013zurückgekauft. Der Kaufpreishierfür beträgt laut Finanzver-waltung 590 Millionen Euro. Diebisher den privaten Anteilseig-nern zugeflossenen Gewinnan-teile sollen zukünftig für dieRefinanzierung des Rückkaufszur Verfügung stehen.Unterdessen hat der Auf-sichtsrat der Berliner Wasserbe-triebe den Vorstand gebeten,einen Vorschlag zu erarbeiten,nach dem die Preise für Trink-wasser ab dem Jahr 2014 ummindestens 15 Prozent sinken.

Zur Ermöglichung der Preissen-kung wird das Land Berlin aufGewinne verzichten und dieWasserbetriebe sollen weitereEinsparpotentiale erschließen.Weiterhin soll der Rückforde-rungsbehalt der im Jahr 2012 be-reits gutgeschriebenen Trink-wasser-Beiträge entfallen. Dieentsprechende Gutschrift vondurchschnittlich ca. 13,50 Europro Person für das Jahr 2013 sollim Jahr 2014 ebenfalls vorbe-haltlos zurückgezahlt werden.Die Erstattung zuviel gezahlterBeiträge für die Jahre 2012 und2013 kosten den Wasserbetrie-ben insgesamt 60 MillionenEuro.

B

Aus dem Wasserhahn fließt ab 
sofort wieder Wasser aus einem

landeseigenen Versorgungsbetrieb
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Broschürentipp

Ratgeber für die
Steuererklärung 2013Wer zu viel gezahlte Steuernvom Finanzamt zurück habenwill, muss eine Steuererklärungmachen. Da das aber oft leichtergesagt als getan ist, bietet derBund der Steuerzahler Ratschlägeund Tipps mit den Broschüren

Steuererklärung 2013 und Steuerer-klärung 2013 für Senioren. Die Ratge-ber erläutern, wie die einzelnenFormulare der Steuererklärung aus-zufüllen sind und informieren überAbzugsmöglichkeiten von Wer-bungskosten, Sonderausgaben undaußergewöhnlichen Belastungen.Für den Fall, dass der Steuerbe-scheid später fehlerhaft sein sollte,

informieren beide Broschürenauch über die möglichenRechtsbehelfe.Die gewünschte Broschürekönnen Mitglieder des BdStBerlin kostenlos unter der Te-lefonnummer 030-7901070,im Internet, per E-Mail aninfo@steuerzahler-berlin.deoder per Post bestellen.

Verschuldung Berlin

Ihr pers. Anteil

Mrd. Mio. Tsd.
61 .699 .715 .06861 .699 .715 .068

18 .17918 .179
Stand: 01.02.2014, 0.00 Uhr

Strafanzeige gegen Finanzsenator Nussbaum

Staatsanwaltschaft soll Wasser-Deal prüfen

Der Berliner Wassertisch hat
Strafanzeige gegen Finanzsenator
Ulrich Nußbaum wegen des Ver-
dachts der Untreue beim Rück-
kauf der Anteile von RWE und
Veolia an den Berliner Wasserbe-
trieben (BWB) gestellt. Der Ver-
band Deutscher Grundstücks-
nutzer (VDGN) und der Bund der
Steuerzahler Berlin unterstützen
die Anzeige.em Finanzsenator UlrichNußbaum wird von denbeteiligten Organisatio-nen vorgeworfen, dass er dieVermögensgeschäfte, die zur Re-kommunalisierung der BWB ge-führt haben, ohne Not vorschnellauf den Weg gebracht hat. Dazu sagt Rainer Heinrich,Wirtschaftsfachmann des Berli-ner Wassertischs: „Der Rück-kaufpreis der Anteile von RWEund Veolia an den BWB ent-sprach nicht dem tatsächlichenAnteilswert. Er sicherte den Kon-zernen lediglich ihre auf derGrundlage der skandalösen Ge-winngarantie kalkulierten Ge-winne bis 2028. Der Finanz-senator hat den Konzernen vor-eilig den Abschied vergoldet.Damit hat er Millionenwerte ver-schleudert, die eigentlich denBerlinerinnen und Berlinern ge-hören.“Holger Becker, der Presse-sprecher des

Verbandes Deutscher Grund-stücksnutzer kritisiert ebenfallsdie Vermögensgeschäfte: „Dervoreilige Rückkauf der Anteile anden Berliner Wasserbetriebenwiderspricht dem Volkswillen.Immerhin war es das Ziel des er-folgreichen Volksentscheids zumBerliner Wasser 2011, eine Re-kommunalisierung herbeizufüh-ren ohne den Konzernen unnötigGeld hinterherzuwerfen. Diesemgesetzgeberischen Auftrag ist dieExekutive nicht nachgekom-men.”Auch Alexander Kraus, Vor-standsvorsitzender des BdSt kri-tisiert die Art des Rückkaufs:„Der Bund der Steuerzahler Ber-lin sieht in der Einschaltung derBerliner Staatsanwaltschaft dieeinzige Möglichkeit für eine Klä-rung der Frage, ob der Finanzse-

nator durch den frühzeitigen Anteilsrückkauf bereits vor Klä-rung der laufenden Gerichts-verfahren bewusst und ohneZeitdruck geltendes Haushalts-recht gebrochen hat. Durch diedamalige Teilprivatisierungwaren Finanzierungskosten fürdie Berliner Haushaltslöcher unzulässigerweise den Wasser-kunden aufgebürdet worden,was die Preissenkungsverfü-gung des Bundeskartellamtesklar beweist. Nach der Auffas-sung des Steuerzahlerbundeshätte der Finanzsenator im Interesse des Landes abwar-ten müssen, ob die Gerichte die-sen unsäglichen Zustand bestä-tigen und einer Preissenkungoder sogar Rückabwicklung denWeg ebnen, statt ihn zu zemen-tieren.“
Broschürentipp

Mit der 2014er Ausgabe des Steuerzahler-
Kompass informiert der Bund der Steuerzahlerrund um das Thema Steuern. Die Broschüre imhandlichen Taschenkalenderformat hält Fak-ten und Zahlen aus den Bereichen Recht, Per-sonal und Immobilien bereit. Mitglieder können die Broschüre kostenlosunter der Telefonnummer 030-7901070,im Internet, per E-Mail an info@steuer-zahler-berlin.de oder per Post bestellen.
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Der Bund der Steuerzahler Berlin hat seine
Auskunftsklage gegen das Land Berlin vor dem
Verwaltungsgericht Berlin in Sachen Sport-
und Erholungszentrum (SEZ) für erledigt er-
klärt, nachdem die Senatsverwaltung für Fi-
nanzen nun doch noch eingelenkt hat.issen wollte der Bund der Steuer-zahler vom Finanzsenat, an wel-chem Datum und in welchemUmfang im baurechtlichen Sinne ein Hallen-bad- bzw. Schwimmbadbetrieb im SEZ wie-der aufgenommen worden ist. Denn derSenat hatte im Jahr 2003 die Vergabe des SEZfür nur einen symbolischen Euro an diefeste Zusage des Investors ge-knüpft, dass das Schwimmbadwiedereröffnet wird. In einerPresseerklärung hieß es da-mals, dass die Schwimmhallezu einem modernen, familien-freundlichen Spaßbad umge-baut werde. Anhand derParlamentsdokumentation isteindeutig nachweisbar, dassder Senat damals Begriffe wieHallenbad, Schwimmbad,Schwimmhalle, Schwimmbe-reich sowie Badebetrieb be-nutzt hat. Mit dem nun vorliegendenSchriftsatz hat der Bund derSteuerzahler nun endlichschwarz auf weiß das Einge-ständnis des Senats, dass die-ses Spaßbad tatsächlich nie inBetrieb genommen worden ist.Demnach habe man bei einerBesichtigung am 28.12.2007betriebsbereite Badebereichefestgestellt, die angeblich denvertraglichen Verpflichtungen des Käufersentsprochen hätten. In diesem Zusammen-hang zählt die Senatsverwaltung neben demAußenbecken ein altes Reha-Becken, ein fla-ches Wasserbecken sowie ein großes Bade-becken mit einer Wasserfläche von 130Quadratmetern und einer Wassertiefe von1,30 Metern an. Der Vorsitzende des Bundes der Steuer-zahler Berlin, Alexander Kraus, hält dieseAufzählung eher für einen schlechten Witzals für ein Spaßbad. „Ein Außenbecken istschließlich kein Hallenbad und ein Flach-wasserbecken eben auch kein Schwimmbek-ken. Das Reha-Becken dürfte nach denBauplänen nur rund 30 Quadratmeter großsein. Und dass die Wasserflächen in der Halle

überhaupt zur Nutzung angeboten werden,ist zumindest auf der Webseite nicht erkenn-bar. Im Vergleich zu dem mittlerweile zuge-schütteten Hauptschwimmbecken ist dasjedenfalls nichts“, sagte Kraus.  Vorausgegangen waren der Auskunfts-klage des BdSt mehrere seit Juni 2012 ge-stellte schriftliche Anfragen an denFinanzsenator, die stets unbeantwortet ge-blieben waren. Auch auf einen Antrag auf Ak-tenauskunft nach dem BerlinerInformationsfreiheitsgesetz von April 2013hatte die Verwaltung selbst im Wider-spruchsbescheid zu dieser Frage nur aus-weichend und überhaupt erst nach

Einschaltung des Berliner Beauftragten fürInformationsfreiheit geantwortet. Für den Bund der Steuerzahler stehendiese Aussagen allerdings auch im Wider-spruch zu früheren Auskünften der Senats-verwaltung für Finanzen. In der Antwort aufeine Kleine Anfrage von Juni 2010 –  also im-merhin fast zweieinhalb Jahre nach dem ver-traglichen Fristablauf für die Hallenbad-eröffnung – hieß es nämlich: „(…) Im zustän-digen Bezirksamt lag nach dem 01.01.2008keine Genehmigung zum Betrieb eines Hal-lenbades im SEZ vor. (…) Im SEZ wird derzeitkein Hallenbad im baurechtlichen Sinne be-trieben. (…)”. Die Senatsverwaltung erklärt diesen Wi-derspruch jetzt damit, dass es überhaupt kei-

nen speziellen baurechtlichen Schwimm-bzw. Hallenbadbegriff geben würde. Wie eszu der Formulierung in der Kleinen Anfragegekommen sei, könne im Nachhinein nichtmehr abschließend geklärt werden. Vermut-lich sei die Formulierung ohne detaillierterejuristische Prüfung erfolgt, heißt es in demSchriftsatz weiter. Ohne juristischen Sachverstand ist damitganz offenbar auch der damalige Kaufvertragmit dem Investor abgeschlossen worden. Indiesem wird der Käufer nämlich eben geradezur Aufnahme eines Hallenbadbetriebes ver-pflichtet. Nunmehr vertrete man – so die Se-natsverwaltung weiter – nach ausführlichenRecherchen die Ansicht, dasses eben keine entsprechendebaurechtliche Definition gebe.Weiterhin gesteht die Verwal-tung ein, dass das Land vorallem deswegen nicht aufeinem umfangreichen Hallen-badbetrieb bestanden hätte,um der nahe gelegenenSchwimm- und Sprunghalleam Europapark (SSE) keineKonkurrenz zu schaffen. Dassman diesen Umstand bei Ver-tragsschluss 2003 nicht be-dacht haben will, wundert denBund der Steuerzahler. Denndas SSE wurde bereits 1999eröffnet. Für den Bund der Steuer-zahler beweist die nunmehrvorliegende Auskunft, dass dieZustimmung dem Berliner Ab-geordnetenhaus seinerzeit un-ter Vorspiegelung falscherVersprechen entlockt wordenist. Der Vorsitzende des Bun-des der Steuerzahler Berlin, Alexander Kraus,bedauerte indes, dass sich heute wohl kaumnoch nachweisen lassen wird, ob sich der da-malige Finanzsenator Thilo Sarrazin hat da-mals vom Investor über das Ohr hauen lassenoder Sarrazin das Abgeordnetenhaus selbstgetäuscht hat. Vom amtierenden Finanzse-nator Ulrich Nußbaum verlangte Kraus nun,dass er schleunigst von dem angeblich nochimmer bestehenden vertraglichen Rück-kaufsrecht Gebrauch machen soll. Sarrazinhatte 2003 im Abgeordnetenhaus schließlichschon verkündet, worauf der Investor in die-sem Fall Anspruch hätte: „(…) also einenEuro, mehr wird das nicht sein.“ Diesen Eurohat der Bund der Steuerzahler in bar Mitte Ja-nuar per Post an den Finanzsenator geschickt.

Bund der Steuerzahler erklärt Auskunftsklage zum SEZ für erledigt

Senatsverwaltung für Finanzen lenkt doch noch ein

W

Ausriss aus den vom Investor veröffentlichten SEZ-Unterlagen.
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Gericht verhandelt in London

Riskante Finanzgeschäfte der BVG

m 13. Januar haben dieVerhandlungen begon-nen. Vor dem High Courtin London streiten die BerlinerVerkehrsbetriebe mit der US In-vestmentbank JP Morgan. DieBanker haben die Verkehrsbe-triebe verklagt, weil diese nichtbereit waren, die Verluste imRahmen eines hochspekulativenWertpapiergeschäftes zu tragen. Von 1997 bis 2002 hatte die BVGmittels riskanter CBL-GeschäfteStraßenbahn- und U-Bahnwagenan eine US-amerikanischeFondsgesellschaft verkauft undwieder zurückgemietet. Die Lauf-zeiten der Transaktionen betra-gen zwischen 12 und 30 Jahre.Aufgrund der damaligen Steuer-gesetzgebung in den VereinigtenStaaten konnten die US-Partnerdurch diese Geschäfte Steuernsparen, wovon auch die

BVG mit einem so genanntenBarwertvorteil in Höhe von 69Millionen Euro profitierte. ZurAbsicherung der Geschäfte wur-den „Banken erstklassiger Boni-tät“ herangezogen. Dies warendie Hypo-Vereinsbank, die Lan-desbank Berlin (LBB) und dieCredit Suisse. Die Banken warenseinerzeit alle mit der höchstenAAA-Bonität bewertet.Die mehrere tausend Seitenumfassenden, in englischer Spra-che verfassten Verträge ver-pflichten die BVG, die Geschäfteneu zu besichern, falls eine die-ser Banken ihr Spitzenrating zuverlieren drohte. Genau dieserFall trat 2007 ein, als die Landes-bank Berlin (LBB) privatisiertund eine Herabstufung durch dieRatingagenturen wahrscheinlichwurde. Betrof-

fen waren vier Verträge aus demJahr 1997 über fast 210 Millio-nen Euro, für die nun neue Si-cherheiten bestellt werdenmussten. Die Katastrophe nahm für dieBVG ihren Lauf, als sich Vorstandund Aufsichtsrat von ihren Bera-tern des Bankhauses JP-Morganein hauseigenes Wertpapierpro-dukt von Typ Collateralized DebtObligations (CDO) zur Kreditab-sicherung aufschwatzen ließen. Bei diesem äußerst kompli-zierten Finanzprodukt, sichertensich 150 Unternehmen, darunterdie BVG, gegenseitig ihre Risiken,z.B. Hypothekenkredite und Un-ternehmensdarlehen, ab. Das ge-samte Paket war seinerzeit vonden Rating-Agenturen mit „AAA“,also bestens eingestuft.Bei der BVG hatte man das Ri-siko im Zusammenhang mit denCDO-Papieren jedoch völligfalsch eingeschätzt. Man gingdavon aus, dass für den Fall desAusfalls einer der 150 Partneralle übrigen 149 Beteiligten fürdie Forderung einstehen müss-ten. Dem ist jedoch nicht so. Be-reits bei einer Pleite von nur fünf

oder sechs Unternehmen desCDO-Geschäfts gerät die BVG indie volle Haftung. Diese beträgtlaut Vertrag 157 Millionen Euro.In den Reihen der neuen Part-ner befanden sich unter anderemKandidaten wie LehmanBrothers, Washington Mutualund der amerikanische Versiche-rer AIG. Mit der Finanzkrise kames hier zu den ersten Insolvenzenund somit zum Eintritt der ver-traglichen Haftungsvorausset-zungen für die BVG. Das Londoner Gericht mussnun klären, ob JP Morgan diedreistellige Millionensumme ein-fordern kann oder ob die Berli-ner Verkehrsbetriebe möglicher-weise sogar einen Teil ihres Ver-lustes ersetzt bekommt. Solltedie BVG zur Zahlung verpflichtetwerden, entstehen den Ver-kehrsbetrieben Kosten die abso-lut hätten vermieden werdenkönnen. Hätte sich die BVG, diesich auch mittels steuerfinan-zierter Landeszuschüsse finan-ziert, nicht auf den inter-nationalen Finanzmärkten ge-tummelt, stünde jetzt nicht dieimmense Summe von 157 Millio-nen Euro im Raum. Lautdem juristischen Fach-dienst juve.de hat dieBVG die sie da-mals berateneAnwaltskanzleimit in das Verfah-ren hineingezo-gen. Sofern sichJP Morgand u r c h s e t z e nsollte, könntedie BVG dieKanzlei alsDrittbeteiligtenhaftbar ma-chen. Miteinem Urteilwird frühe-stens im Som-mer 2014gerechnet. 

Ende der 90er Jahre hatten sich die Berliner Verkehrsbetriebe im Rah-
men der Anschaffung neuer Straßen- und U-Bahn Waggons für eine ris-
kante Finanzierungsalternative entschieden. Hunderte neuer Waggons
wurden im Rahmen von Cross-Border-Leasing-Geschäften an eine US-
amerikanische Fondsgesellschaft verkauft und wieder zurückgemietet.
Abgesichert wurde die Transaktion mittels hochspekulativer Wertpa-
piere. Mit der Finanzkrise kam es zum Haftungsfall. Bei der BVG fühlte
man sich falsch beraten und verweigerte jegliche Zahlung. Vor einem
Londoner Gericht streiten sich die Verkehrsbetriebe nun mit der be-
ratenden Investmentbank um nicht weniger als 157 Millionen Euro.

A
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Vorläufiger Jahresabschluss für das Jahr 2013

Berlin kann erneut Schulden tilgen

Rekord-Steuereinnahmen beigetragen, diedeutlicher gestiegen sind, als ursprünglichangenommen. Zusätzlich musste das LandBerlin im letzten Jahr weniger Zinsausga-ben tätigen als geplant. Bei den sonstigen Investitionen wurde das Haushaltsbudgetnicht ausgeschöpft, insbesondere durch einegeringere Inanspruchnahme bei der Risiko-abschirmung und bei Bürgschaften. All diese Effekte haben dazu beigetra-gen, dass Berlin die ZensusbedingtenMindereinnahmen von über 800 Mil-lionen Euro kompensieren konnte und zusätzlich noch Überschüsse erwirtschaftethat. Die Senatsverwaltung für Finanzen plantvon dem Finanzierungsüberschuss in Höhe

von 476 Millionen Euro 450 Millionen Eurofür die Schuldentilgung zu verwenden. Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Doppel-haushaltes 2013/13 war die Finanzver-waltung noch von einer Tilgungssumme in Höhe von 485 Millionen Euro ausge-gangen. Dennoch hat Berlin es damit seit2007 geschafft, insgesamt knapp 1,5 Milliar-den Euro an Schulden zu tilgen. „Ich freuemich, dass Berlin in diesem Jahr keine neuenSchulden aufnehmen muss und sogar den Schuldenberg ein Stück weiter abtra-gen kann. Das bedeutet, weniger Zinsen an die Banken zahlen zu müssen und mehrin die Stadt investieren zu können“, so Fi-nanzsenator Nußbaum in einer Pressemit-teilung. 

Berlin schließt das Haushaltsjahr 2013 erneut
mit einem Finanzierungsüberschuss ab. Das
geht aus dem vorläufigen Jahresabschluss
2013 hervor, den die Senatsverwaltung für Fi-
nanzen Mitte Januar präsentiert hat. Den
größten Teil des Überschusses will Finanzse-
nator Nußbaum (parteilos) für die Schulden-
tilgung verwenden.erlins Finanzsenator Nußbaum kannfür das Haushaltsjahr 2013 abermalsein Plus verkünden. Laut Angaben der zuständigen Senatsverwaltung für Finanzen hat das Land im vergangenen Jahreinen Finanzierungsüberschuss in Höhe von476 Millionen Euro erwirtschaftet. Zu diesem Ergebnis haben vor allem die
B
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Die Steueraffäre um den inzwi-
schen zurückgetretenen Kultur-
staatssekretär André Schmitz hat
bei uns zu zahlreichen Interview-
anfragen und zu vielen empörten
Meinungsäußerungen von Mitglie-
dern und Bürgern geführt.ie Medien wollten erklärthaben, wie die strafbefrei-ende Selbstanzeige genaufunktioniert und welche Wir-kung die aktuellen Steuerhinter-

ziehungsfälle von Prominentenauf die Steuermoral bei „norma-len“ Steuerzahlern verursachen,denn diese haben vom Finanz-amt nach unserer Feststellungmit wenig Kulanz zu rechnen.Wenn herauskommt, dass derde facto ranghöchste Kulturpoli-tiker der Hauptstadt, der zuvornie müde geworden ist, die Aus-gaben des größten Kulturetats inEuropa vor den Steuerzahlern zurechtfertigen, selbst nicht einmalim vollen Umfang mit seinenSteuerzahlungen dazu beitragenwollte, ist das an sich schon er-nüchternd genug.Dass der Regierende Bürger-meister diese Vorgänge dannnach Bekanntwerden auch nochherunterspielt, wiegt fast nochschwerer, wäre mancher Bürgerdoch froh, wenn er überhaupt indie Verlegenheit käme, sovielSteuer auf sein kärgliches Jahres-einkommen bezahlen zu müssen.Das ärgerlichste ist aber, dassein Rücktritt halt nicht unbedingtein Rücktritt ist. Es kommt wieimmer natürlich auf die genaue

Formulierung an. Im Ergebnis je-denfalls fällt Herr Schmitz in wei-che Kissen, die der Steuerzahlermit der nachträglich mal ebenausgesprochenen Versetzung inden einstweiligen Ruhestandauszulegen hat.Auch hier haben wir wiederein Beispiel dafür, dass es nurallzu oft heißt: „Ich übernehmedie politische Verantwortung,aber das Geld nehme gleich auchnoch!“ Das muss in den Gesetzenkünftig als Widerspruch formu-liert werden.Mit den besten Grüßen
Ihr
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.
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Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!
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Der Vorsitzende des BdSt Berlin
sprach in den Sendungen rbb 
Aktuell und ZDF drehscheibe
über die die strafbefreiende
Selbstanzeige und über die 
Steueraffäre des zurück-

getretenen Staatssekretärs
Schmidtz.

Auf 98.2 Radio Paradiso
sprach Günter Mahler eine
Stunde lang mit Alexander
Kraus über die Arbeit des
Bundes der Steuerzahler.
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Drei Newsletter des Justizvollzugs kosten 11.500 Euro

Die teuerste E-Mail der Welt

ie veranschlagten Kostenvon jährlich 11.500 Euroentsprechen dem Kosten-aufwand nach der verwaltungs-internen Konzeptionsphase fürdrei herauszugebende Newslet-ter im Jahr. Dieser setzt sich ausgeplanten 46 Arbeitsstunden derbeauftragten Agentur pro Aus-gabe bei einem Stundensatz von80 Euro zuzüglich einer Pau-schale für Fotorechte von 150Euro zusammen, heißt es in derAntwort auf die Kleine Frage mitdem Titel „Die teuerste E-Mailder Welt“ des AbgeordnetenSimon Weiß (Piraten). Weiter wird in der Drucksacheausgeführt, beim E-Mail-Newsletter handle es sich um einfür die interne Kommunikationmit über 3.000 Mitarbeitern desJustizvollzuges und der SozialenDienste entwickeltes Instrument.Es entspräche einem zeitgemä-ßen Verständnis transparenten

Führungsverhaltens, dass Mitar-beiterinnen und Mitarbeiterüber wesentliche Projekte undEntwicklungen im Justizvollzugund bei den Sozialen Dienstender Justiz regelmäßig in anspre-chender Form und mit gut lesba-ren Texten informiert werden.Dies sei zugleich Voraussetzungdafür, dass der Newsletter vonden Angehörigen aller Berufs-gruppen gleichermaßen gelesenwerde. Die von Mitarbeitenden er-stellten Texte werden sprachlichund redaktionell überarbeitet. Die Agentur erstellt das Lay-out sowie Grafiken und ist für dieFotoredaktion, die Bildbearbei-tung, die Programmierung derArbeitsformate in HTML-For-mate, die Aufarbeitung für denVersand und die Verlinkungenverantwortlich. Diese sehr auf-wändigen Arbeiten der Agenturgehörten nicht zum Kernbereich

der Kompetenz von Mitarbeiten-den der Verwaltung. Der Bund der Steuerzahlermeint, dass Verwaltungsmitar-beiter eigentlich sehr wohl in derLage sein sollten, Texte zu ver-fassen, die auch die Kollegen ver-stehen können. Den Bürgernwerde das Amtsdeutsch jaschließlich auch zugemutet. Undbei dem Kopieren von Textenaus einer Textverarbeitung in einE-Mail-Programm und dem Set-zen von ein paar Links von auf-wändiger Programmierung zusprechen ist schlichtweg lächer-

lich, sagte der Berliner BdSt-Vor-sitzende Alexander Kraus. Daskönnen ja schließlich jedesSchulkind, gehöre aber offenbarnicht zu den Kompetenzen vonVerwaltungsmitarbeitern. Der Bund der Steuerzahlerhofft, dass die Verwaltung künf-tig von Justizsenator ThomasHeilmann mit seinen profundenErfahrungen als Unternehmerund Investor in der Internet-,Werbe- und Medienbranche pro-fitieren und solche Steuergeld-verschwendung unterlassenwird. 

Die Kleine Anfrage des Abgeordneten Simon Weiß (Piraten) förderte
zutage, was die Justizverwaltung für drei hausinterne Newsletter 
ausgegeben hat. Was läuft schief, wenn die von Verwaltungsmit-
arbeitern für Verwaltungsmitarbeiter verfassten Hausmitteilungen 
vor dem Versand sprachlich und redaktionell überarbeitet werden 
müssen? Versteht die Verwaltung jetzt vielleicht ihr eigenes Amts-
deutsch nicht mehr?

D
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BER-Untersuchungsausschuss legt Zwischenbericht vor

„Möglicherweise betrügerische Vorgänge”

Ende Januar hat die Piraten-Fraktion nach
einem Jahr Arbeit im BER-Untersuchungsaus-
schuss einen Zwischenbericht vorgelegt. In
dem Bericht kommt der Ausschussleiter Mar-
tin Delius zu dem Ergebnis, dass alle anderen
im Abgeordnetenhaus vertretenen Parteien in
Geschichte dieses „mehrfach missratene
Flughafenprojekts“ verwickelt sind. Die heu-
tigen Probleme hingen zudem direkt und un-
mittelbar mit der Standortwahl zusammen,
heißt es in dem Bericht.n dem Zwischenbericht des BER-Untersu-chungsausschusses findet der Ausschuss-vorsitzende Delius klare Worte: „DasProjekt Großflughafen war von Anfang an ge-prägt von falschen Hoffnungen, Dilettantis-mus, Kontrollversagen und möglicherweisebetrügerischen Vorgängen“. Heutige Pro-bleme, vor allem im Bereich Schallschutz,würden mit der Wahl des Standortes zusam-men hängen. Es wäre, so Delius, ein Zeichenpolitischer Redlichkeit, wenn die Verfechterder „Erfolgsgeschichte BER“ dies endlich zu-geben würden. Im Bericht wird in diesem Zusammenhangvor allem auch das Agieren der „seltsamenAllianz“ von CDU und Linke kritisiert. BeideParteien hätten wiederholt darauf hingewie-sen, dass die Vorgänge in der früheren Phasedes Flughafens für die aktuelle Aufklärunguninteressant seien. Delius vermutet, dass

die CDU das Agieren der Regierung Diepgenin dieser Sache wohl unkommentiert lassenwill. Auch das Vorgehen der Linken wird imBericht kritisch beleuchtet. Die Partei die sichseit 2002 von einer strikten Gegnerin zueiner faktischen Unterstützerin des Projek-tes gewandelt hätte, würde nicht müde zu be-haupten, der Ausschuss halte sich zu langemit „Airport-Archäologie“ auf. Dabei seiendie enormen Kostenexplosionen, die dadurchbegründet waren, dass die Flughafengesell-schaft die Kosten für den planfestgestelltenSchallschutz nicht einkalkuliert hat, auf denStandort zurückzuführen. „Das Projekt BERkrankte schon immer an der Wur-zel“, heißt es in dem Bericht.Die Richtigkeit, in den Untersu-chungsauftrag des BER-Untersu-chungsausschusses auch dieFrühphase des Flughafens mit ein-zubeziehen, bestätige sich auch imVorgang um die Flugrouten. DasVerschweigen des Umstands, dassbereits in den 90er Jahren auf mög-liche abknickende Flugrouten hinge-wiesen wurde und das mangelndeInteresse der Verantwortlichen,diese ordentlich prüfen zu lassen,hätte gezeigt, dass mit dem ProjektBER „von Anfang an eine Politik desVerschweigens, Vertuschens undder Fehlinformationen einher“ gin-

gen. Diese Versäumnisse würden sich heutemit finanziellen Belastungen für die öffentli-che Hand rächen und hätten verheerendeFolgen für Mensch und Natur, so Delius.Der Zwischenbericht des Untersuchungs-ausschusses ist auf der Internetseite der Pi-ratenfraktion www.piratenfraktion-berlin.deeinsehbar.
Im Dunkeln. Hell beleuchtet ist das neue

BER-Terminalgebäude bei Nacht. Auch in die
Machenschaften rund um die Planung und
den Bau des neuen Flughafens versucht der

BER-Untersuchungsausschuss Licht zu bringen. 

Bund der Steuerzahler fragt nach

Informationsfreiheit

n der November-Ausgabe2013 hatten wir von derKunstinstallation „Perlenketteaus Licht“ unter der S-Bahn-brücke in der Bleibtreustraßeberichtet, die nicht nur gröber,sondern auch viel teuer ausgefal-len ist. Hier liegt auf unseren IFG-Antrag mittlerweile eineAntwort des Bezirksamtes Char-lottenburg-Wilmersdorf vor.Statt der ursprünglich geplanten

130.000 Euro könnte die Licht-kunst sogar um mindestens 63Prozent teuer geworden sein.Wenigstens 212.115 Euro erwar-tet der Bezirk in der Endabrech-nung. Der Bau der nächsten beidenvon insgesamt acht Brückenbe-leuchtungen ist zurzeit verschoben.In der Ausgabe von Dezemberdes letzten Jahres waren die„Moabiter Kissen“ in der Quit-zowstraße Thema. Im Januar

folgte dann der Bericht von den„Moabiter Kissen“ in der LehrterStraße. Wissen wollte der Vereinu.a., was diese aus Sicht des Bun-des der Steuerzahler weitestge-hend wirkungslosen Auf-pflasterungen zur Verkehrsberu-higung gekostet haben. Nachdemder Baustadtrat von Mittel zuvorzwei Monate nicht antwortenwollte, erging inzwischen zumin-dest eine Teilantwort. Die Kostensollen dem Bund der Steuerzah-ler nach Abrechnung Ende Fe-bruar mitgeteilt werden. Ebenfalls in der Januar-Aus-gabe konnten Sie einen Berichtzu Sitzkieseln im Ottopark sowieim westlichen Kleinen Tiergar-

ten lesen. Hierzu liegt dem Bundder Steuerzahler mittlerweileebenfalls eine Antwort des Be-zirksamtes Mitte vor. Die elf Be-tonelemente, die entweder demPark oder den Anwohner Sinnstiften sollen, haben zusammenstolze 279.905,99 Euro gekostet.Das macht im Durchschnitt im-merhin 25.446 Euro pro Stück.Für sechs weitere Sitzkiesel imöstlichen Bauabschnitt sei derAuftrag noch nicht erteilt. Zu jedem dieser vier Beispielesowie zu älteren Verschwen-dungsfällen finden Sie in un-serem neuen Youtube-Kanalkurze Filmbeiträge: www.you-tube.com/SteuerzahlerBerlin

Seit einiger Zeit ist der Bund der Steuerzahler Berlin dazu übergegan-
gen, Anfragen an die Verwaltung grundsätzlich nur noch als Antrag auf
Aktenauskunft nach dem Berliner Informationsfreiheitsgesetz zu stel-
len, weil presserechtliche Auskunftsersuchen nur allzu oft „unterge-
gangen“ waren. Jetzt muss die Verwaltung antworten, aufgrund der
Gemeinnützigkeit des Vereins sogar gebührenfrei. 

I
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Der Ankauf von Steuer-CDs hat sich für Ber-
lins Finanzsenator Nußbaum (parteilos) mehr
als gelohnt. Seit dem Jahr 2010 hat das Land
Berlin insgesamt vier Datensätze erworben.
Im selben Zeitraum flossen insgesamt 136 Mil-
lionen an Steuernachzahlungen in die Haupt-
stadtkasse.as Land Berlin hat sich in den Jahren2010 bis 2012 mit am Kauf von vierDatensätzen mit Steuersündern betei-ligt, das geht aus einer Kleinen Anfrage desAbgeordneten Joscha Langenbrinck (SPD)hervor. Insgesamt beliefen sich die Kostendes Ankaufs der Steuerdaten für den Bundund die Bundesländer auf 7,7 Millionen Euro.Auf das Land Berlin entfielen laut Angaben

der Berliner Finanzverwaltung für das Jahr2010 rund 62.900 Euro für 2011 rund42.400 Euro und für 2012 rund 89.700 Euro,insgesamt 195.000 Euro.Im Zusammenhang mit Geldanlagen in derSchweiz, Luxemburg und Liechtenstein wur-den in den Berliner Finanzämtern seit demAnkauf der Steuerdaten 2.300 Selbstanzei-gen erstattet. 2010 waren es 854 Selbstan-zeigen, 2011 waren es 193, 2012 zeigten sich303 Steuerzahler selbst an und 2013 – indem Jahr als der Fall Hoeneß bekannt wurde– stieg sie Zahl der Selbstanzeigen auf 966. Die Selbstanzeigen spülten auch viel Geldin die Landeskasse. Über insgesamt rund 136Millionen Euro konnte sich der Berliner Fi-nanzsenator freuen. Davon entfielen 55 Mil-

lionen Euro auf das Jahr 2010, 2011 warenes 35 Millionen Euro, 2012 rund 22 MillionenEuro und 2013 rund 24 Millionen Euro anSteuernachzahlungen.

Tausende Selbstanzeigen seit 2010

Steuer-CDs bringen Millionen an zusätzlichen Einnahmen
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Identitätsstiftend?
„Welle” an der Sonnen-
allee kostete 135.000 Euro
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BER-Eröffnung möglicher-
weise nicht vor 2016

Transparent
Bund der Steuerzahler Berlin e.V.

www.steuerzahler-berlin.deAusgabe April 2014

In
h
a
lt SSeeiittee  22

SSeeiittee  33

SSeeiittee  44

BVG und JP Morgan einigen sich 

Rechtsstreit beendet

er Rechtsstreit um knapp157 Millionen Euro Scha-denersatz ist beendet; dieBerliner Verkehrsbetriebe müs-sen wohl nichts an die Invest-mentbank JP Morgan zahlen. Diegenauen Vereinbarungen zwi-schen den Beteiligten, zu denenauch die die BVG beratendeKanzlei Clifford Chance gehört,sind jedoch vertraulich. Ende der 90er Jahre hattensich die Berliner Verkehrsbe-triebe im Rahmen der Anschaf-fung neuer Straßen- und U-BahnWaggons für ein riskantes Finan-

zierungsgeschäft entschieden.Im Rahmen von sogenanntenCross-Border-Leasing-Geschäf-ten wurden hunderte neuerWaggons an eine US-amerikani-sche Fondsgesellschaft verkauftund wieder zurückgemietet. Ab-gesichert wurde die Transaktionmittels hochspekulativer Wert-papiere. Mit der Finanzkrise kames zum Haftungsfall. Bei der BVGfühlte man sich falsch beratenund verweigerte jegliche Zah-lung. Im Januar hatten die Verhand-lungen vor dem High Court in

London begonnen. Vierzig Ver-handlungstage waren angesetzt.Zu den Zeugen, die in Londonaussagen mussten, gehörte auchder ehemalige Berliner Finanzse-nator Thilo Sarrazin, der seiner-zeit Finanzsenator in Berlin unddamit Aufsichtsratsvorsitzenderbei der BVG war. Nun ist das Ver-fahren einvernehmlich und ohneAnerkennung einer Rechtspflichtseitens aller Parteien beendetworden.Im Jahr 2009 hatte der Bundder Steuerzahler diesen Fall inseinem Bad Book veröffentlicht.Dort hatte der Verein unter an-derem die Cross-Border-Leasing-Geschäfte vielerKommunen kritisiert. Diese ver-meintlich sicheren Geschäfteschienen steuerrechtlich clever

zu sein. Da sie jedoch hochkom-pliziert waren, und – wie derBerliner Fall gezeigt hat – nie-mand in der Lage war, das Risikodieser Spekulationsgeschäfterichtig abzuschätzen, drohtenden Städten und Gemeinden ausdiesen vermeintlich sicheren Ge-schäften Milliardenverluste. Zumindest die Berliner Ver-kehrsbetriebe sind nun hierbeinoch einmal mit einem blauenAuge davongekommen.

Das Gerichtsverfahren vor dem Londoner High Court ist für die BVG
gut ausgegangen. Die Investmentbank JP Morgan hatte gegen die Ver-
kehrsbetriebe geklagt und forderte rund 157 Millionen Euro Schaden-
ersatz. Nun wurde bekannt, dass sich alle Seiten geeinigt haben und
der Rechtsstreit beendet ist.

D

Kürzlich war im Abgeordneten-
haus zu lesen, dass es allein bei
dem „Sondervermögen Immobi-
lien des Landes Berlin (SILB)“
einen Sanierungsstau von über 1,6
Milliarden Euro geben würde. Der
Sanierungsbedarf bei den Schul-
standorten in bezirklicher Träger-
schaft wird mit 1,4 Milliarden Euro
angegeben, wobei 860 Millionen
Euro allein auf die Beseitigung
des eigentlichen Sanierungsstaus
entfallen würden. er Instandhaltungsrück-stand des Berliner Stra-ßennetzes wird auf rund400 Millionen Euro geschätzt.Und auch die Liste der dringendsanierungsbedürftigen Brückenwird immer länger. Und selbstdie Gehwege sind vielerorts nur

noch Schrott, dass die Schaden-ersatzklagen von gestürzten Bür-gern deutlich zunehmen.Und was macht man in Berlindaraus? Statt marode Brücken zusanieren, werden unter BrückenLichtinstallationen angebracht(z.B. Bleibtreustraße, S-BahnhofNeukölln). Statt ruinöse Straßenzu sanieren, wird intakterAsphalt aufgerissen und durchKopfsteinpflasterschwellen er-setzt, die zudem als Verkehrsbe-ruhigungsmaßnahme auch nochwirkungslos sind (Quitzow-straße, Lehrter Straße). Auch ka-putte Gehwege werden nichtetwa repariert, sondern stattdes-sen mit Lichtkunstwerken deko-riert (Pankow). SozialenProblemen wird durch die Auf-stellung von riesenhaften Beton-

Sitzkieseln in einem Stadtparkbegegnet (Turmstraße). Wasman allerdings in der NeuköllnerSonnenallee mit einem Kunst-werk aus 480 Stahlpollern undzwei Blechschimmern genau er-reichen wollte, erschließt sichmir nicht. Angeblich sollte dieMittelinsel aufgewertet werden.Böse Zungen behaupten aller-dings, dass einfach das Falsch-parken gegenüber vomEstrel-Hotel verhindert werdensollte. Mehr zum Kunstwerk„Welle“ lesen Sie auf der näch-sten Seite. 
Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

D



Im Rahmen der Umgestaltung der Sonnenallee
in Berlin-Neukölln wurde bereits im Jahr 2011
die Mittelinsel auf Höhe des ESTREL-Hotels
mit einer Kunstinstallation „besonders be-
tont”. Der Bund der Steuerzahler erhielt den
Hinweis, die Verwaltung einmal nach den Ko-
sten dieser Installation zu fragen und stellte
einen Antrag auf Aktenauskunft. as Kunstwerk mit dem Namen „Welle”des Künstlers Egidius Knops bestehtaus insgesamt 480 Stahlpollern, die inregelmäßigen Abständen auf einer Grund-platte montiert sind. Auf der Internetseiteder Berliner Stadtentwicklungsverwaltungist zu lesen, dass das robuste Element Polleraus dem Straßenbau durch die künstlerischeVerfremdung besonders hervortretenwürde. Durch die unterschiedlichen Höhender Poller ergebe sich auf einer Länge voncirca fünfzig Metern eine leichte Wellenform.Auf dieser Welle scheinen die beiden überle-bensgroßen Schwimmer aus bemaltemStahlblech zu schwimmen, so die Senatsver-waltung weiter. Ein wichtiges Ziel der Maßnahmen seizudem die bessere Wahrnehmbarkeit desOrtes als Übergang von der Innenstadt in dasGewerbegebiet. Für das Hotel ESTREL mit

seinen zahlreichenVeranstaltungensollte zudem einadäquates Umfeldgeschaffen wer-den. Außerdemgalt es, das fürNeukölln identi-tätsstiftende Ele-ment des Wassersin den Vorder-grund zu stel-len. DieUnterführung desS-Bahnringes, diediesen Ort mar-kiert, sei für Fußgänger und Radfahrer frü-her ein „Unort“ gewesen. Auch derStraßenraum im weiteren Verlauf mit be-gleitendem Fahrrad- und Fußweg und einergroßen Mittelinsel im Bereich der Sonnen-brücke hätten bis 2011 keine angemesseneEingangssituation für die Nutzer der S-Bahnund andere Passanten dargestellt. Um zu erfahren, was die künstlerische Be-tonung der Mittelinsel an diesem Unortdurch identitätsstiftende Stahlpoller gekostetder Bund der Steuer-Bezirksamt Neukölln

einen Antrag auf Aktenauskunft nach demBerliner Informationsfreiheitsgesetz, derauch prompt beantwortet wurde.Inklusive Standsicherheitsnachweis kostete die Kunst nach Auskunft des Bezirksamtes rund 135.000 Euro. Geplantseien ursprünglich knapp 115.000 Euro ge-wesen. Angesichts der gravierenden sozialen Pro-bleme in Neukölln, stellt sich für den Bundder Steuerzahler die Frage, ob es nicht drin-gendere Probleme als die Abwesenheit die-ses Kunstwerkes gegeben hätte. 
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hat,  stelltezahler beim

Bund der Steuerzahler verlangt Aktenauskunft

„Welle” an der Sonnenallee kostete 135.000 Euro



ie Preise für Trinkwasserin Berlin waren in denletzten Jahren zu hoch.Das Bundeskartellamt darf vonden Berliner Wasserbetriebendaher eine Preissenkung verlan-gen. Dies hat das DüsseldorferOberlandesgericht Mitte Februarentschieden. Das Bundeskartellamt hatteim Juni 2012 in einem Preissen-kungsbeschluss angeordnet, dassdie „abgabenbereinigten Erlöseaus der Versorgung mit Trink-wasser in Berlin“ für das Jahr2012 um ca. 18 Prozent und fürdie Jahre 2013 bis 2015 umdurchschnittlich ca. 17 Prozentim Vergleich zum Jahr 2011 ge-senkt werden müssen. Die Berli-ner Wasserbetriebe sahen dasBonner Kartellamt als nicht zu-ständig an und hatten geklagt.Die Wasserbetriebe argumen-tierten in dem Verfahren, dassdie Wasserpreise nicht im Einflussbereich des Bundeskar-tellamtes liegen würden, da es sich bei den Berliner Wasser-preisen um Gebühren eines öffentlich-rechtlichen Unterneh-mens handeln würde und diePreise demnach in den Zustän-digkeitsbereich der Kommunal-aufsicht fallen würden. Dassahen die Richter anders. IhrerAnsicht nach handelt es sichnicht um öffentlich-rechtlicheGebühren, sondern um privat-rechtliche Preise. Dies machtedas Gericht vor allem an denRechnungen gegenüber den Verbrauchern fest. An der durch dieses Handeln zum Aus-druck gebrachten Rechtsform

müsste sich der Versorger fest-halten lassen, so die Richter. Für die Verbraucher in Berlinbedeutet das Urteil, dass sie für den Zeitraum von 2012 bis2015 um insgesamt 250 Millio-nen Euro entlastet werden. LautAngaben des Bundeskartell-amtes haben die Wasserbetriebeaufgrund der sofortigen Voll-ziehbarkeit des Beschlusses bereits mit der Umsetzung be-gonnen. Die Gutschriften für dasJahr 2012 sind bereits erfolgt,diejenigen für 2013 werden im Laufe dieses Jahres erteilt.Mit dem Urteil wird die Preis-senkungsverfügung nun auch fürdie Mieter effektiv werden, dennbisher hatten die Vermieter eine Erstattung der Gutschriftenan die Mieter wegen fehlender Rechtssicherheit verweigert.Für die Berliner könnte das Düs-seldorfer Urteil sogar noch einehöhere Erstattung bedeuten.Denn laut Beschluss darf dasKartellamt auch für die Jahre2009 bis 2011 eine Preissenkunganordnen. Wegen der grundsätzlichenBedeutung für die gesamtedeutsche Wirtschaft ließ dasOberlandesgericht Düsseldorfeine Rechtsbeschwerde zumBundesgerichtshof zu. Die Berli-ner Wasserbetriebe wollen dasUrteil in den nächsten Wochenbewerten und dann entscheiden,wie sie in der Sache weiter vor-gehen.Unabhängig von weiterenRechtsmitteln werden die Berliner Wasserpreise aber ge-senkt. Anfang März hat der Auf-

sichtsrat der Berliner Wasserbe-triebe eine Preissenkung in Höhevon 15 Prozent für die Jahre2014 und 2015 beschlossen.Damit kostet ein KubikmeterTrinkwasser in Berlin seit dem 1.Januar 2014 nur noch 1,813 Eurostatt 2.169 Euro. 
Auch Abwasserpreise
sollen sinkenFür rund 240 Millionen Eurohaben die Berliner Wasserbe-triebe das  Klärwerk Waß-mannsdorf zurück-gekauft. Das Klärwerk

war in den 90er Jahren im Rah-men eines „Sale-and-Lease-Back“-Vertrages verkauft worden. In

der Folge mussten die Wasserbe-triebe teure Leasingraten für dieAnlage leisten. Diese fallen nunnach dem Rückkauf weg. DieWasserbetriebe haben ange-kündigt die gesenkten Ko-sten an die Verbraucherweiterzugeben unddie Abwasserpreisezu senken. 
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OLG Düsseldorf bestätigt Beschluss des Bundeskartellamtes

Preissenkung - Wasserbetriebe müssen Forderung umsetzen

Das Oberlandesgericht Düsseldorf hat die Klage der Berliner Wasser-
betriebe gegen die Preissenkungsverfügung des Bundeskartellamtes
zurückgewiesen. Die Richter bestätigten die Zuständigkeit der Wett-
bewerbshüter für die Berliner Wasserpreise. Für die Berliner bedeutet
dies Entlastungen Rückwirkend bis 2012 in Höhe von insgesamt 250
Millionen Euro und dass ab jetzt niedrigere Wasserpreise gelten.

D

Der BdSt Berlin auf Facebook

facebook.com/steuerzahler.berlin



Das war keine große Überraschung. In einem
Schreiben an den Brandenburger Flughafenko-
ordinator hatte Flughafen-Chef Mehdorn erst-
mals eine Eröffnung wohl nicht vor dem 
Jahr 2016 in Aussicht gestellt. Noch vor 
wenigen Wochen war im Verkehrsausschuss
noch von einer kompletten Eröffnung im Jahr
2015 die Rede.wei Jahre sind vergangen, seitdem imMai 2012 der Eröffnungstermin desFlughafens BER kurzfristig abgesagtwurde. Seit dem gab es den einen oder ande-ren angekündigten Eröffnungstermin, letzt-lich traute sich niemand mehr, ein Datum fürdie Flughafeneröffnung zu nennen. Zwi-schenzeitlich war von einem Testbetrieb dieRede oder von der baulichen Fertigstellungdes Airports im Jahr 2014 – alles verschobenoder abgesagt, selbst die Verschiebung derSanierung der Nordbahn oder die nötigenSchallschutzumbauten.Medienberichten zufolge könne die Süd-bahn erst dann für den Flugbetrieb genutztwerden, wenn alle betroffenen Haushalte mitSchallschutzmaßnahmen ausgestattet sind.Doch erst in gut einem Prozent der Haushalteseien die Schallschutzmaßnahmen abge-schlossen. Hinzu kommt, dass man den An-wohnern nach der Bewilligung zurKostenübernahme der entsprechenden Um-bauten, sechs Monate Zeit geben möchte, umdie Arbeiten ausführen zu lassen. Auch die-ser Umstand sei ein Grund dafür, dass derFlughafen wohl erst im Jahr 2016 eröffnetwerden kann. Mehdorn erklärte im rbb-Fern-

sehen, dass er von „extremen“ Schallschutz-auflagen des Oberverwaltungsgerichtes Ber-lin-Brandenburg erst im April 2013 erfahrenhabe. Was er dabei nicht erwähnt hat ist dieTatsache, dass die Flughafengesellschaft diehohen Standards im Planfeststellungsverfah-ren selbst beantragt hatte, um den Flughafenüberhaupt so dicht am Stadtrand bauen zudürfen. Sollte der Flughafen jemals fertig gestelltwerden, muss er auf jeden Fall sechs Monatelang getestet werden. Wer dabei noch an eineEröffnung im Jahr 2015 glaubt, muss schonein ziemlicher Optimist sein, vor allem auchdeswegen, weil bislang auf der Baustellerecht wenig passiert ist – gerade einmal vierProzent der 66.000 Baumängel seien bisherbehoben, so Uwe Hörmann, BER-Planungs-Chef im Flughafen-Sonderausschuss desBrandenburger Landtags.Kurios ist auch eine Aussage von Meh-dorn, die er im rbb geäußert hat. Zu den im-mensen Baukosten äußerte sich der
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„Wo ist das Chaos, der Skandal?“

BER-Eröffnung möglicherweise nicht vor 2016

Flughafen-Chef folgendermaßen: „Die Kostendes Flughafens sind nicht explodiert. DerFlughafen, den wir heute bauen, ist doppeltso groß und deshalb doppelt so teuer. Wo istdas Chaos? Wo ist der Skandal?“. Was derFlughafen-Chef da wohl vergessen hat ist,dass ein Großteil der Kostensteigerungen ge-rade nicht auf ein größeres Bauvolumen zu-rückzuführen ist. Allein das Hauptterminal, dasvon der Größe her den ursprünglichen Plänenentspricht, kostet statt 670 Millionen Euroam Ende wohl ein bis zwei Milliarden Euro.Einen kleinen Lichtblick konnte der Flughafen-Chef jedoch Mitte März ver-künden. Durch eine neue technische Lösungan der Brandschutzanlage, einem zentralenProblem auf der BER-Baustelle, könnte die Fertigstellung des Flughafens einen Bedeutenden Schritt nach vorn gebrachtwerden. Durch eine neue Steuerungstech-nik könnte unter Umständen auf denUmbau der Entrauchungsanlage verzichtetwerden.

Z

Broschürentipp

Ratgeber für die Steuererklärung 2013Wer zu viel gezahlte Steuern vom Finanzamtzurück haben will, muss eine Steuererklä-rung machen. Da das aber oft leichter gesagtals getan ist, bietet der Bund der Steuerzah-ler Ratschläge und Tipps mit den Broschü-ren Steuererklärung 2013 und Steuer-erklärung 2013 für Senioren. Die Ratgebererläutern, wie die einzelnen Formulare derSteuererklärung auszufüllen sind und infor-mieren über Abzugsmöglichkeiten von Wer-bungskosten, Sonderausgaben undaußergewöhnlichen Belastungen. Für denFall, dass der Steuerbescheid später fehler-

haft sein sollte, infor-mieren beide Bro-schüren auch über diemöglichen Rechtsbe-helfe.Die gewünschteBroschüre könnenMitglieder des Bun-des der Steuer-zahler Berlin ko-stenlos unter der Te le fonnummer  030-7901070, imInternet, per E-Mail an info@steu-erzahler-berlin.de oder per Post bestellen.
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Im ICC sind die Lichter ausgegan-
gen, zumindest vorerst. Ob oder
wann sie wieder angehen, steht
dabei weitestgehend in den Ster-
nen. Aber ohne eine kräftige Fi-
nanzspritze des Landes sie wohl
für immer erloschen. Mehr als
200 Millionen Euro sind dafür
nicht vorgesehen. deen für eine Nachnutzungsind schon viele zusammenge-sponnen worden. Einen wirk-lichen Plan scheint der Senataber noch immer nicht zu haben.Das ICC sollte Hotel, Spielkasino,Ausstellungsfläche für Kunstoder sogar Landesbibliothek wer-den. Von der wieder einmal diskutierten Idee, im ICC eineShopping-Meile zu betreiben, istaber der Bezirk nicht begeistert.Einen Abriss wird er dann aberwohl ebenfalls nicht begrüßen,wenn er darüber nachdenkt, dasICC unter Denkmalschutz zu stellen. Aber kann das ICC das dennalles sein, Shoppingcenter, Lan-desbibliothek, etc.? Oder ist dasICC nur dass, wofür es einmal ge-plant und gebaut wurde: Ein rie-siges Kongress- und Veranstal-

tungsgebäude! Und gibt es nichtgenau dafür einen Bedarf in Ber-lin? Wenn die Politik also die Sa-nierungskosten für eine wie auchimmer geartete Nachnutzungoder einen bedauerlichen Abrissbetrachtet, muss sie diese denKosten für ein anderes neuesKongresszentrum gegenüber-stellen und zwar inklusivegrundsätzlich immer zu befürch-tende Baukostenüberschreitun-gen. Ich erinnere nur an dieElbphilharmonie! Wären die Sa-nierungskosten plus auch die zu-

künftig sicherlich zu erwarten-der Defizite des ICC niedriger,sollte die Entscheidung eigent-lich klar sein. Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

Broschürentipp

Das Steuersystem in Deutschland ist kompli-ziert und unübersichtlich. Dies belegen nichtnur zahlreiche Publikationen, sondern die ei-gene Erfahrung der Steuerzahler. DerWunsch nach einem einfacheren Steuersy-stem ist folglich groß. Daher gibt es immerwieder neue und umfassende Vorschlägezur Reform des Steuersystems, die in der Politik und in der Öffentlichkeit auf beachtli-ches Interesse stoßen. Mit der vorliegendenBroschüre hat der Bund der Steuerzahler derPolitik einen Baukasten zur Hand geben, mit

dem das Steuerrecht auf Basis des bestehen-den Systems vereinfacht werden kann. VieleMaßnahmen, die der Verein vorschlägt, kosten nicht einmal viel Geld. Allein im Einkommensteuerrecht haben wir zahl-reiche Regelungen gefunden, die überholtsind und praktisch keinen Anwendungsbe-reich mehr haben. Das Löschen dieser Normen wäre unproblematisch, schnell und kostengünstig möglich und hat den Ef-fekt, dass das Gesetz an Umfang verliert.Diese und viele weitere Maßnahmen finden

unsere Mitgliederin der Veröffentli-chung „Vor-schläge des BdStzur Vereinfa-chung desSteuerrechts“,das kostenlosin der Ge-schäftstellebestellt wer-den kann.

Vorschläge des BdSt zur Vereinfachung des Steuerrechts

Verschuldung Berlin

Ihr pers. Anteil

Mrd. Mio. Tsd.
61 .582 .771 .23361 .582 .771 .233

18 .14518 .145
Stand: 01.05.2014, 0.00 Uhr

Bereits im Sommer 2012 hat
BdSt-Vorsizender Kraus im 

rbb-Fernsehen vor zu hohen 
Kosten im Rahmen der 

ICC-Sanierung gewarnt.
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Die zwölf Berliner Bezirke konn-
ten das Jahr 2013 in der Summe
erneut mit einem Überschuss ab-
schließen. Dies wirkt sich auch
auf den Guthabenbestand aus. 
Er beläuft sich auf insgesamt
62,8 Millionen Euro. Im Jahr 2003
lag die Verschuldung noch bei
115,1 Millionen Euro.um vierten Mal in Folgekonnten die Berliner Be-zirke in der Summe einenÜberschuss verbuchen. Dabeischlossen sechs Bezirke miteinem negativen Ergebnis ab,sechs Bezirke konnten das Jahr2013 mit einem positiven iso-lierten Jahresergebnis in Höhevon 15,4 Millionen Euro ab-schließen. In der Summe liegtder Überschuss bei 1,6 MillionenEuro. Der Vergleich der Jahresergeb-nisse der einzelnen Bezirke zeigt,dass sie im Jahr 2013 schlechterabgeschlossen haben als noch imJahr zuvor. Nach Angaben der Fi-nanzverwaltung ist dieser Um-stand haushaltstechnischenEffekten geschuldet, die im Zwei-

jahresrythmus des Zuweisungs-verfahrens begründet sind. DieBezirke sehen das anders, sieverweisen darauf, dass sich ihreSituation teilweise verschlech-tert hat, so hatten sie im vergan-gen Jahr beispielsweise mithohen Kosten bei der Schneebe-räumung oder mit gestiegenenKosten bei den Hilfen zur Erzie-hung zu kämpfen.Dass es aber auch anders geht,zeigt der Bezirk Spandau. Dortkonnten innerhalb des letztenJahres die Altschulden in Höhevon 6,6 Millionen Euro komplettabgebaut werden. Spandau hatzudem im Jahr 2013 mit 7,6 Millionen Euro das höch-ste Plus aller Bezirke erzielt. Andere Bezirke, die ein negati-ves Jahresergebnis erzielt haben, konnten dieses mit Gut-haben aus den Vorjahren kom-pensieren. So konnte Steg-litz-Zehlendorf seinen Verlust inHöhe von 4,5 Millionen Euro mitGuthaben aus den letzten Jahrenverrechnen.Insgesamt hat sich die Gutha-bensituation der Bezirke in den

letzten Jahren positiv entwickelt.Die überwiegende Zahl der Be-zirke verfügt über Guthaben, die in den nächsten Jahren für zusätzliche Ausgaben ein-gesetzt werden können. Nurnoch drei Berliner Bezirke wei-sen Altschulden in Höhe von insgesamt 35,2 Millionen Euroauf. Die Entschuldung dieser 

so genannten „Konsolidierungs-bezirke“ erfolgt schrittweise auf Grundlage von Konsolidie-rungskonzepten, die vom Haupt-ausschuss des Abgeordneten-hauses beschlossen werden. DieKonsolidierungsbezirke konntenihre Schulden seit dem Jahr 2011 fast um die Hälfte redu-zieren.

Jahresabschluss 2013 der Bezirke

Positiv, aber schlechter als in den Vorjahren
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Jahresergebnis 2013

Schulden und Guthaben der Bezirke
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Schulden/Guthaben 2012
Schulden/Guthaben 2013
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Broschürentipp

BdSt-Aktion
Frühjahrsputz 2014Wussten Sie, dass der Steuerzah-ler 280.000 Euro für die Förde-rung des Anbaus von weißenund gelben Lupinen bezahlt?Subventionen wie diese stehenals symbolische Beispiele, dasses genug Sparpotenzial im Bun-deshaushalt gibt. Deshalb hat derBund der Steuerzahler die jährli-che Aktion „Frühjahrsputz“ insLeben gerufen. In der Broschürestellen wir skurrile und unsin-nige Fördermaßnahmen desBundes, die bislang nicht imFokus standen, exemplarischvor. Bisher fanden die zahlrei-chen Bundesmittel für Kleinpro-jekte wenig Aufmerksamkeit –doch sind hier erhebliche Ein-sparungen selbst in Millionen-höhe möglich.

Impressum
Herausgeber:
Bund der Steuerzahler Berlin e.V.
Lepsiusstraße 110, 12165 Berlin
Telefon: (030) 790 10 70

Redaktion: Dipl.-Volksw. Alexander Kraus (verantw.), Dipl.-Volksw.
Steffen Bernitz Verlag:  BdSt Steuerzahler Service GmbH, Wiesba-
den Druck: apm AG Kleyerstraße 3, 64295 Darmstadt Abdruck: nur
mit Quellenangabe Redaktionsschluss: 23.04.2014 Bildnach-
weis: Bild S. 3 oben: Daniel Gast/Pixelio.de Bild S. 3 unten: Günter
Wicker/Flughafen Berlin Brandenburg GmbH

Steuertipps für Arbeitnehmer

In keinem anderen Rechtsgebietgibt es so häufig Änderungenwie im Steuerrecht. Neben ge-
setzlichen Änderungen habenaktuelle Gerichtsurteile undnicht zuletzt auch die Verwal-tungsanweisungen des Bundes-ministeriums der FinanzenEinfluss auf steuerliche Sach-verhalte. Deshalb ist es häufignicht einfach, den Überblickzu behalten. Hier soll unsereBroschüre mit 25 aktuellenSteuertipps für Arbeitneh-

mer Hilfe leisten. DieBroschüre gibt Hin-weise zu wichtigenNeuerungen unda l t b e w ä h r t eTipps zum Steu-ernsparen vonA wie Arbeits-mittel bis Zwie Zahlungs-zeitpunkt.
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Hotelgäste müssen keine Angaben im Hotel machen

City-Tax (möglichst) formlos zurückholen

Der Beauftrage für Datenschutz
und Informationsfreiheit hat in
seinem aktuellen Jahresbericht
klargestellt, dass Übernachtungs-
gäste  nicht verpflichtet sind, im
Hotel Angaben zu beruflichen
Gründen zu machen. enn der Gast gegenüberdem Hotelier den Grundseines Aufenthalts nichtoffenlegen will, müsse er aller-dings die City Tax zunächstselbst zahlen, ist in dem Jahres-bericht zu lesen. Die Datenerhebung durch denBeherbergungsbetrieb sei zwei-felsfrei nur zulässig, wenn sie aufdie freiwillige Eigenbestätigungdes Gastes oder eine ebenfallsfreiwillige Bestätigung des Ar-

beitgebers über die beruflicheVeranlassung der Übernachtunggestützt werden könne.Der Bund der Steuerzahlerhatte sich im Vorfeld in den Me-dien mit eben diesem Argumentvehement gegen die Einführungeiner City Tax ausgesprochen. Grundsätzlich haben Ge-schäftsreisende aber die Mög-lichkeit, die Rückerstattung derin Rechnung gestellten Über-nachtungssteuer innerhalb vonvier Monaten beim zuständigenFinanzamt Marzahn-Hellersdorf,Allee der Kosmonauten 29,12681 Berlin, formlos zu bean-tragen. Erst in diesem Erstat-tungsverfahren besteht dann dieVerpflichtung, die berufliche Ver-anlassung seiner Übernachtung –

dann allerdings gegenüber demFinanzamt – glaubhaft zu ma-chen. Dem Antrag ist ein Nachweisüber die betriebliche oder beruf-liche Veranlassung der Über-nachtung und die Rechnung oderBescheinigung des Beherber-gungsbetriebes beizufügen, ausder die abgewälzte Übernach-tungsteuer hervorgeht.Angesichts von jährlich fast 27Millionen Übernachtungen inBerlin sieht der Vorsitzende desBundes der Steuerzahler Berlin,Alexander Kraus, durchaus einausreichend großes Potential füreine große Anzahl möglichstformlos gestellte Rückerstat-tungsanträge, um damit die Ver-waltung in die Knie zu zwingen. 

W

Weitere 1,1 Milliarden Euro

BER braucht zusätzliches Geld

Kaum ein Monat vergeht, in dem es nicht eine
neue Hiobsbotschaft zur Baustelle des neuen
Hauptstadtflughafens gibt. Dieses Mal geht es
wieder einmal um die Baukosten. Ursprünglich
auf zwei Milliarden Euro festgesetzt, hat sich
der offizielle Kostenrahmen mittlerweile auf
4,3 Milliarden Euro erhöht. Doch dieses Geld
wird wohl nicht ausreichen, daher hat Flugha-
fen-Chef Mehdorn den Aufsichtsrat um eine
weitere Finanzspritze gebeten.er künftige Berliner Flughafen BERbraucht eine weitere Finanzspritze.Zur Fertigstellung des Baus und fürSchallschutzfenster für die Anwohner benö-tigt Flughafen-Chef Mehdorn laut Angabendes Handelsblattes weitere 1,1 MilliardenEuro. Erst vor eineinhalb Jahren hatten die Ge-sellschafter des Flughafens, Berlin, Branden-burg und der Bund, 1,2 Milliarden Eurozugesichert. Davon seien bislang 325 Millio-nen Euro ausgezahlt worden. Die restlichen825 Millionen soll der Aufsichtsrat nun frei-geben. Mehdorn fordert dennoch zusätzli-ches Geld. Bekommt er das nicht, könne essein, dass auf der Baustelle zum Ende desJahres das Geld ausgeht.Mit seiner Forderung ist Hartmut Mehdornin der letzten Aufsichtsratssitzung zunächst

abgeblitzt. Der Finanzausschuss des Auf-sichtsrates wird in einer Sondersitzung nocheinmal über das Ersuchen beraten. Bis Re-daktionsschluss stand das Ergebnis dieserSondersitzung noch nicht fest. Die nächsteAufsichtsratsitzung, auf der die Gelderschließlich bewilligt werden können, tagt am4. Juni 2014.

Sofern weitere Steuergelder zur Finanzie-rung des Flughafenbaus zugesichert werden,müssten die Zuschüsse noch von der EU-Kommission genehmigt werden. Das kannbis zu einem dreiviertel Jahr dauern. Möglichist auch, dass die EU neue Zuschüsse an Auf-lagen, wie beispielsweise die Teilprivatisie-rung der Flughafengesellschaft koppeln könnte.

D
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Bund der Steuerzahler Berlin e.V.
Lepsiusstraße 110
12165 Berlin

Vor- und Zuname

c/o, Firma, Adresszusatz

Straße, PLZ, Ort

Mitgliedsnummer

Karte ausfüllen und im Fensterumschlag an:

Per Fax an 030-79010720 oder 

Wir wollen möglichst viel von Ihrem Mitgliedsbeitrag für unsere sat-
zungmäßige Arbeit verwenden und nicht für die Verwaltung. Darum
erteilen Sie uns bitte eine jederzeit widerrufbare Einzugsermächti-
gung für den Mitgliedsbeitrag. Viele Dank!

SEPA-Lastschriftmandat für den Mitgliedsbeitrag

Datum, Unterschrift

SEPA-Lastschriftmandat für wiederkehrende Zahlungen

Zahlungspflichtiger (Kontoinhaber) PLZ, Ort
IBAN

Zahlungsempfänger: Bund der Steuerzahler Berlin e.V., Lepsiusstraße 110, 12165 Berlin
Gläubiger-ID: DE50ZZZ00000350597

Mandatsreferenznummer: Entspricht Ihrer 6-stelligen Mitgliedsnummer

Ich ermächtige den Bund der Steuerzahler Berlin e.V., Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift
einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von Bund der Steuerzahler Berlin e.V., auf
mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen.

Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des
belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.

BIC
D E

Zum Dank für die Erteilung einer 
Einzugsermächtigung erhalte ich ein

kleines Dankeschön.

ei dem aufgeführten Fall„Zähes Ringen mit der Se-natsverwaltung für Fi-nanzen“ zur Informations-freiheit in Berlin, handelt es sichum einen Vorgang, der denBund der Steuerzahler Berlinbetrifft.Auf seinen Antrag auf Akten-auskunft nach dem Berliner In-formationsfreiheitsgesetz vonApril 2013 hatte die Senatsver-waltung für Finanzen selbst im

Widerspruchsbescheid nur aus-weichend und überhaupt erstnach Einschaltung des BerlinerBeauftragten für das Informati-onsfreiheitsgesetz geantwortet. Darum hatte der Bund derSteuerzahler Berlin im August2013 vor dem Verwaltungs-gericht Auskunftsklage einge-recht. Zuvor seit Juni 2012 ge-stellte schriftliche Anfragen anden Finanzsenator waren trotzmehrfacher Nachfragen stets

gänzlich unbeantwortet geblie-ben.Wissen wollte der Bund derSteuerzahler von der Senatsver-waltung für Finanzen u.a., anwelchem Datum und in wel-chem Umfang im baurechtlichenSinne ein Hallenbad- bzw.Schwimmbadbetrieb im Sport-und Erholungszentrum an derLands- berger Allee (SEZ) wie-der aufgenommen worden sei.Der Senat hatte die Vergabe desSEZ 2003 an eine feste Zusagedes Investors für eine Wiederer-öffnung des Schwimmbereichesgeknüpft. Erst nach Klageerhebung er-teilte die Senatsverwaltung für

Finanzen die angefragten Aus-künfte zum vermeintlichen Um-fang des im SEZ vorliegendenSchwimmbadbetriebes. Der Vorsitzende des Bundesder Steuerzahler Berlin, Alexan-der Kraus, kritisiert den Finanz-senator scharf für dieses Be-harrungsvermögen auf Kostender Steuerzahler. „Bürger sollenganz offenbar von der Wahrneh-mung Ihres Informationsrechtesgegenüber der Verwaltung ab-geschreckt werden“, sagteKraus. Das Land Berlin hat nundie vollen Anwalts- und Ge-richtsgebühren des Bundes derSteuerzahler in Höhe von930,54 Euro zu tragen.

Jahresbericht des Beauftragten für Informationsfreiheit

Zähes Ringen mit der Senatsverwaltung für Finanzen

Der Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit hat in sei-
nem Jahresbericht u.a. auch das „zähe Ringen“ des Bundes der Steu-
erzahler „mit der Senatsverwaltung für Finanzen“ aufgegriffen. Den
Gerichtsprozess hätte die Finanzverwaltung sich und der Allgemein-
heit buchstäblich ersparen können, heißt es dort. 

B
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Nach der Lektüre der Prüfungs-
feststellungen des Rechnungsho-
fes zum Thema Zentral- und
Landesbibliothek ist mir spontan
der Ausruf „L’État, c’est moi!“
(Der Staat bin ich!) in den Sinn
gekommen. Gedacht habe ich
dabei an Klaus Wowereit, der mit
diesem Lehrstück einmal mehr
den klassischen Vertretern des
höfischen Absolutismus alle Ehre
erweist.ass der Neubau der Zen-tral- und Landesbiblio-thek auf dem TempelhoferFeld Wowereits liebstes Projektist, um sich ein Denkmal zu setzen, ist ja allgemein bekannt. Der Rechnungshof hatjetzt aber öffentlich ge-macht, mit welchenMethoden er dasdurchboxt. Und dasschlägt dem Fasswirklich den Bodenaus. Das Berliner Ab-geordnetenhaushat zusammen mitdem Doppelhaus-halt 2012/2013 ja auch gleich 

die geschätzten 270 MillionenEuro Kosten fürdas Bauprojektmitbeschlossen.Nur dort hätteder Ansatzüberhaupt nichtlanden dürfen!Denn wedereine nachvoll-ziehbare Be-darfsplanungnoch Wirt-schaftlichkeitsun-t e r s u c h u n g e noder Betrachtun-gen zu den Folge-kosten sind erstellt worden. Nurohne diese lästigen Formalienhätten Wowereits treue Vasallen,die Senatoren für Stadtentwick-lung und für Finanzen der Aufnahme in den Haushalt über-haupt nicht zustimmen dürfen.Und ohne Haushaltsansatz gibtes natürlich auch keinen Bau. Dass sie es dennoch getanhaben, ohne das vorgegebeneVerfahren für die erforderlicheKostensicherheit durchlaufen zuhaben, wird von ihnen nicht ein-mal abgestritten. Stattdessenwerden die Richtlinien der Re-gierungspolitik als übergeord-nete Beschlusslage bezeichnet,die für sie ganz offenbar auchüber Recht und Gesetz steht.Nicht einmal im Nachhinein willWowereits Senatskanzlei denNutzen einer Wirtschaftlich-keitsuntersuchung für die Ent-scheidungsträger einsehen.Beschlossen ist halt beschlossen,koste es was es wolle!Die Verwaltung beruft sichdabei darauf, dass das Parlamentja auch eine neue ZLB wollte. Das Parlament wird sich wohlaber zurecht darauf berufen können, dass ihnen eine Be-

schlussvorlage vorgelegt wird,die – wie im Rechtsstaat eigent-lich vorgesehen – innerhalb dergesetzlich vorgeschriebenenVerfahren zustande gekommenist, um eine sachgerechte, wirt-schaftliche und finanzierbare Investitionsentscheidung treffenzu können.So wird wohl sicher sein, dasssich die Geschichte von Bauko-stenüberschreitungen auch bei der ZLB wiederholen wird.Denn auch andere Großprojek-ten sind genauso gestartet. Zunächst gab es ein politischesBekenntnis, und dann wurde den Beschlüssen irgendein Phan-tasiepreis zugrunde gelegt, geplant, umgeplant und dannnochmals baubegleitend neuüberlegt, was man da eigent-lich bauen will. Dass die aufgeru-fenen 270 Millionen Euro so si-cher wieder nicht reichenwerden, dürfte jetzt schon klarsein. Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

D Der Vorsitzende des BdSt Berlin äußerte sich 
am 9. Mai 2014 im rbb Fernsehen zur 

Finanzsituation Berlins.

Wie nett von ihm. Berlins Regie-render Bürgermeister Klaus Wo-wereit (SPD) lädt wieder einmalzum traditionellen Hoffest ein.Aber viele der eingeladenenGäste sind irritiert. Zwar wurdeauf den versendeten Einladungs-karten das Datum eingetragen,an dem das Hoffest stattfindensoll, nämlich am Dienstag, dem 4. Juni 2014, doch leider existiertdieses Datum gar nicht. Der Bür-

germeister meint entwederDienstag, den 3. Juni oder Mitt-woch, den 4. Juni 2014. Das 14. Hoffest steigt am Mitt-woch, dem 4. Juni. Der peinlicheFehler auf der Einladungskarte fielden Verantwortlichen in der Se-natskanzlei erst auf, als schon dieHälfte der rund 3500 Einladungs-karten verschickt war. Die falschgedruckten Einladungen müssennun neu verschickt werden.

Ja, wann denn nun? 
Peinlicher Fehler auf den Einladungen zum Hoffest
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Stolperkante im Gleisdreieckpark beseitigt

Anlehnbalken und Stahlrampen

eb´ die Füße!“ oder„Mach´ die Augen auf!“hört man Eltern gelegent-lich ihre Kinder ermahnen, wennman im öffentlichen Raum un-terwegs ist. Dass sich derartigeRatschläge fernab des heimi-schen Parkettfußbodens offen-bar auch für Erwachseneempfehlen, beweisen die Stürzevon zwei Radfahrern an der als„weiche Trennung“ bezeichnetenKante zwischen dem Rad- unddem Gehweg im westlichen Teildes Gleisdreieckparks. Selbst beider Einweihungsfeier seien Fuß-gänger gestolpert, heißt es demVernehmen nach. Ein eilig aufgebrachtes,schwarz-gelbes Markierungs-band sollte damals zunächst dasSchlimmste verhindern und Pas-santen auf die Gefahr hinweisen.Doch das reichte natürlich nichtaus! So wurde in diesem Früh-jahr die Stolperkante abschnitts-weise durch Stahlblechrampenausgeglichen und damit un-schädlich gemacht. Auf dem Restder Strecke verhindern harte An-lehnbalken aus Stahl und massi-ven Holzscheiten, dass etwajemand über die „weiche Tren-nung“ stolpern könnte. Teuer sieht das alles aus! DerBund der Steuerzahler ging des-halb Gerüchten über die immen-sen Kosten für dieseNachbesserung nach und stelltebei der landeseigenen Grün Ber-lin GmbH einen Antrag auf Ak-

teneinsicht. Die Prüfung der Ab-schlussrechnungen ergab nun,dass die Stahlblechrampen miteiner Länge von insgesamt 292,6Metern zur Entschärfung desSchwellenrisikos am Radweg desWestparks insgesamt 18.521,91Euro zuzüglich Mehrwertsteuergekostet haben. Die Anlehnbal-ken mit einer Gesamtlänge von363 Metern schlugen mit immer-hin 46.272,91 Euro zuzüglichMehrwertsteuer zu Buche. Allerdings muss man GrünBerlin zugute halten, dass es sichnicht nur um ein profanes Gelän-der handelt, sondern um einenAnlehnbalken, der auch zum Sit-zen oder eben Anlehnen einlädt.Dass davon aber jemand Ge-brauch machen würde, habenwir zumindest beim Ortstermintrotz größtem Begängnis nichtbemerken können. Aber gutsehen sie schon aus!Wenn man also derartige ge-stalterische Elemente nichtgrundsätzlich in Frage stellenwill, wäre das also wohl akzepta-bel. Immerhin hat die Gestaltungdes Gleisdreieckparks insgesamtrund 18 Millionen Euro gekostet! Bei den Kosten für die Stahl-blechschwellen liegt die Sacheaber nach Auffassung des Bun-des der Steuerzahler anders. Ent-weder war die Schwelle so inOrdnung und hätte so bleibenkönnen oder sie hätte so ebennicht geplant werden dürfen.Daran ändert auch die dem Bund
der Steuerzahler bereits im letz-ten Jahr von Grün Berlin gege-bene Auskunft zu einer„prozesshaften Fertigstellung“nichts. Immerhin konnte dem Bund

der Steuerzahler zumindest indiesem Punkt Entwarnung gege-ben werden. Das verantwortli-che Planungsbüro beteiligt sichmit 20.000 Euro an den Mehrko-sten. 

Oben: Die nachträglich angebrachten Stahlrampen sollen die Stolperkannten un-
schädlich machen. Auf dem unteren Bild zu sehen: Die Anlehnbalken sollen zum
Verweilen einladen: Dagegenlehnen, Balancieren, darauf sitzen - alles erlaubt! 

Im letzten Jahr berichteten die Medien von zwei verunglückten Rad-
fahrern im neu eröffneten Gleisdreieckpark. Diese waren wohl bei dem
Versuch gestürzt, eine ca. 4 cm hohe und rund 700 Meter lange
Schwelle zwischen Rad- und Gehweg im spitzen Winkel zu überfahren.
Jetzt wurde die Unfallgefahr durch Anlehnbalken und Stahlrampen ge-
bannt. Der Bund der Steuerzahler sprach mit der landeseigenen Grün
Berlin GmbH über die Kosten dieser Maßnahme

H„

Reste der farblichen Markie-
rung der Stolperkanten sind
teilweise noch sichtbar. 
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ereits im Dezember 2008 hatte derRegierende Bürgermeister über diefür Baumaßnahmen zuständige Se-natsverwaltung für Stadtentwicklung beimFinanzsenat die Aufnahme eines Neubaus fürdie Stiftung Zentral- und Landesbibliothekzur Aufnahme in die fünfjährige Finanz- undInvestitionsplanung beauftragt. Danach sollauf dem Gelände des ehemaligen FlughafensTempelhof ein Neubau für Gesamtkosten vongeschätzten 270 Millionen Euro errichtetwerden. Schließlich landete das Investitions-vorhaben als „unabweisbare“ Ausgabe imHaushaltsplan 2012/2013, der vom Abge-ordnetenhaus abgenickt worden ist. Hierfürwären allerdings ein Nachweis einer syste-matischen Wirtschaftlichkeitsuntersuchungsowie ein plausibles Bedarfsprogramm ge-setzlich erforderlich gewesen. Die Senats-verwaltungen für Stadtentwicklung und fürFinanzen hätten die Investitionsanmeldungder Senatskanzlei auch schon allein aufgrundfehlender Folgekostenangaben zurückwei-sen müssen. Das haben sie aber nicht getan, nachdemdie Senatskanzlei unter ihrem Chef KlausWowereit mit kulturpolitischen Erwägungendarauf gedrängt hätte, den Neubau der ZLBauf der Grundlage der bis dahin zur Verfü-gung gestellten Daten in die Finanz- und In-vestitionsplanung aufzunehmen, ohne dasvorgegebene Verfahren für die erforderlicheKostensicherheit durchlaufen zu haben. Hinweise auf Willenserklärungen von Ent-scheidungsträgern oder Prioritätensetzun-gen und auch entsprechende Beschlusslagender Verwaltung können die gesetzliche Not-wendigkeit einer haushaltsrechtskonformenBegründung aber nicht außer Kraft setzen,bewertet der Rechnungshof dieses rechts-widrige Vorgehen. Die Senatskanzlei sieht das natürlich ganzanders und beruft sich auf eine „übergeord-nete Beschlusslage“, wie sie die von Senatund Parlament beschlossenen Richtlinien derRegierungspolitik bezeichnet, aus der sie diezügige Umsetzung eines „investiven Schlüs-selprojekts“ ableite. Selbst in einer nachträg-lichen Wirtschaftlichkeitsbetrachtung kann

die Senatskanzlei in Anbetracht der parla-mentarischen Beschlusslage keinen Nutzenerkennen.  Die Senatsverwaltung für Stadtentwick-lung meint wiederum, dass politisch gesetzteRahmenbedingungen wegen der außerge-wöhnlichen stadtpolitischen Bedeutung desTempelhofer Feldes zu berücksichtigenseien. Zudem handle es sich bei der Baumaß-nahme aufgrund der zu einem frühen Zeit-punkt politisch gesetzten Rahmen-bedingungen um einen Sonderfall, der nichtmit anderen Baumaßnahmen vergleichbarsei. Auch die Senatsverwaltung fürFinanzen widerspricht den Bean-standungen des Rechnungshofesnicht, weist aber darauf hin, dassdas Parlament die Bedeutungdes Vorhaben mehrheitlich be-tont hätte und ihm dadurch er-möglicht werden sollte, selbstund in Kenntnis des teilwei-sen Fehlens der formalenVoraussetzungen über dasNeubauvorhaben zu ent-scheiden. Für den Rechnungshofgreifen diese Rechtferti-gungen der beiden Se-natsverwaltungen fürdas rechts- und vor-schriftswidrige Ver-w a l t u n g s h a n d e l nnicht. Vielmehr han-dele es sich bei Richtlinien der Re-gierungspolitik undpolitisch gesetztenRahmenbedingun-gen um strategi-sche politischeZiele, derenkonkrete Um-setzung in Ver-w a l t u n g s -handeln imRechtsstaatden rechtli-

chen Grenzen und Vorgaben unterliegt undinnerhalb der vorgeschriebenen Verfahrenstattzufinden habe. Es handle sich – so der Rechnungshof wei-ter – bei den Regelungen zur Vorbereitungvon Baumaßnahmen nicht um bloße Forma-lien, deren Beachtung etwa in das Ermessender geprüften Verwaltungen gestellt ist, son-dern um verbindliche Vorgaben, die – nichtzuletzt im Interesse der Steuern zahlendenAllgemeinheit – darauf gerichtet sind, sach-gerechte, wirtschaftliche und finanzierbareInvestitionsentscheidungen zu treffen.Bemerkenswert ist auch der Vorwurf desRechnungshofes gegen den Finanzsenat, derversucht habe, die Neubaumaßnahme mitHinweis auf die politischen Rahmenbedin-gungen als „Sonderfall“ zu kategorisieren, umdamit – auch im Hinblick auf künftige Bau-vorhaben – eine systematische Abkehr vonden Rechts- und Verwaltungsvorschriftenzur Bauvorbereitung zu rechtfertigen. DieseVorgaben hätten eben gerade wegen der Ri-siken von großen Baumaßnahmen für denLandeshaushalt ungeachtet politischer Ziel-setzungen uneingeschränkteGeltung. 

Rechnungshof deckt systematische Tricksereien des Senats auf

Planungen zur Zentral- und Landesbibliothek

Der Rechnungshof von Berlin hat in seinem jüngst vorgestellten Jahresbericht gravierende Ver-
säumnisse bei der Planung und haushaltsmäßigen Vorbereitung des geplanten Neubaus der Zen-
tral- und Landesbibliothek festgestellt. Der Bund der Steuerzahler befürchtet, dass hier der
Regierende Bürgermeister gemeinschaftlich mit den Senatoren für Finanzen und Stadtent-
wicklung Fehler der Vergangenheit nach dem Muster BER und Elbphilharmonie wissentlich wie-
derholt. Denn gesetzliche Vorschriften wurden den Richtlinien der Regierungspolitik
untergeordnet und auf vorgeschriebene Wirtschaftlichkeits- und Bedarfsuntersuchungen wei-
testgehend verzichtet. 

B
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Mitgliederversammlung 2014

Zur diesjährigen Mitgliederversammlung des Bundes der Steuerzahler Berlin e.V. 
am Donnerstag, dem 11. September 2014 um 19.00 Uhr (Einlass ab 18.30 Uhr) im 
Konferenzsaal der GSG-Höfe, Aufgang A, 1. OG, Helmholtzstraße 2-9, 10587 Berlin-
Charlottenburg, sind alle Mitglieder herzlich eingeladen.

TTaaggeessoorrddnnuunngg

1. Eröffnung und Begrüßung

1.1. Feststellung der ordnungs- und fristgemäßen Ladung
1.2. Feststellung der Beschlussfähigkeit
1.3. Grußworte

2. Geschäftsbericht 2013 und Ausblick 2014

3. Jahresabschluss 2013

3.1. Bericht über den Jahresabschluss 2013
3.2. Genehmigung des Jahresabschlusses 2013
3.3. Entlastung des Vorstandes für das Jahr 2013
3.4. Entlastung des Verwaltungsrates für das Jahr 2013

4. Wahl des Abschlussprüfers für die Jahre 2014 bis 2016

5. Wahl und Berufung der Mitglieder des Verwaltungsrates

6. Vorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung

7. Sonstiges

Vorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung müssen dem Vorstand spätestens acht
Wochen vor der Mitgliederversammlung schriftlich mitgeteilt werden. Kandidatenvorschläge
zur Wahl des Verwaltungsrates sind mindestens vier Wochen vor der Mitgliederversammlung
dem Vorstand schriftlich bekannt zu geben.

Der Prüfbericht zum Jahresabschluss 2013 kann in der Geschäftsstelle des Bundes der Steu-
erzahler Berlin e.V., Lepsiusstr. 110, 12165 Berlin (Steglitz) von Vereinsmitgliedern eingesehen
werden. Um vorherige Terminvereinbarung wird gebeten. 

Wowereits Sause auf Kosten der Gebühren- und Steuerzahler

Hoffest des Regierenden Bürgermeisters

Bereits zum 14. Mal läd der Regierende Bür-
germeister Klaus Wowereit zu seinem Hoffest
ins Rote Rathaus ein. Unfreiwillig mit von der
Partie sind über die kommunalen Unterneh-
men auch in diesem Jahr wieder die Gebühren-
und Steuerzahler. Einen Werbenutzen kann
man bei kommunalen Monopolunternehmen
der staatlichen Daseinsvorsorgen aber wohl
kaum glaubhaft annehmen. aher hat der Vorsitzende des Bundesder Steuerzahler Berlin, AlexanderKraus, das Sponsoring für das Hoffestdes Regierenden Bürgermeisters durch lan-deseigene Unternehmen auch in diesem Jahrwieder als völlig inakzeptable Zweckent-fremdung von Steuern und Gebührengeldernkritisiert. So geben beispielsweise die Berli-ner Stadtreinigungsbetriebe 16.000 Europlus Umsatzsteuer für die “Unternehmens-präsentation erweitert” aus. Das Paket “Un-

ternehmenspräsentation Standard” für 8.500Euro plus Umsatzsteuer haben die BerlinerVerkehrsbetriebe, Berliner Wasserbetriebe,Berlinwasser, Berlinovo, degewo, STADTUND LAND, die Investitionsbank Berlin undder Verkehrsverbund Berlin-Brandenburggebucht. Gewobag und HOWOGE haben je-weils eine Anzeige geschaltet, die im Vorjahr3.000 Euro gekostet hat. Dies macht zusammen immerhin 90.000Euro zuzüglich Umsatzsteuer von Unterneh-men, an denen das Land Berlin zumindest be-teiligt ist. Hinzu kommen Sach- undKulturleistungen von der Deutschen OperBerlin und dem Rundfunkchor Berlin, dieebenfalls mit erheblichen Steuermitteln sub-ventioniert werden.Einzig erfreulich für den Steuerzahler ander Sponsorenliste zum Hoffest ist das Feh-len der FBB Flughafen Berlin BrandenburgGmbH in diesem Jahr. 

D

Abwasser ab 2015 günstiger

Preise sinken

Das Berliner Wasser wird noch günstiger. An-
fang Mai hat der Aufsichtsrat der Berliner
Wasserbetriebe beschlossen, nun auch die 
Tarife für Abwasser zu senken. Ab dem Jahr
2015 zahlen die Berliner daher 6,1 Prozent we-
niger Abwassergebühren.achdem zum 1. Januar dieses Jahresbereits der Trinkwassertarif um 15Prozent gesenkt worden ist, wird abdem 1. Januar 2015 nun auch der Abwasser-tarif um 6,1 Prozent sinken. Die Trinkwasser-und Abwasserpreissenkung bedeutet fürjeden Berliner eine Preissenkung von jähr-lich etwa 19 Euro.Die Tarifsenkungen bedeuten, „dass auchinflationsbereinigt die Berliner Wassertarife2018 deutlich unter dem heutigen Niveau liegen werden“, so der Vorstandsvorsitzendeder Berliner Wasserbetriebe, Jörg Simon. Die Senkung der Wasserpreise bis 2018 sei mit dem Bundeskartellamt vereinbart worden. Gleichzeitig wurde auch der Rechts-streit mit der Behörde beendet, so der Ver-sorger. Wenn die Preissenkung der nun mittler-weile komplett rekommunalisierten Wasser-betriebe sogar über die Preissenkungs-forderungen des Bundeskartellamtes hin-ausgeht, stellt sich für den Bund der Steuer-zahler allerdings folgende Frage: Warum hatman bei den Wasserbetrieben vorab die Zu-ständigkeit des Bundeskartellamtes für dieBerliner Wasserpreise für Millionen an Pro-zesskosten gerichtlich überprüfen lassen,wenn es ohnehin einen politischen Willenzur Wasserpreissenkung gegeben hat? Dasletzte Wort hierzu ist sicherlich noch nichtgesprochen.

N
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Hinweis

Zeigen Sie Ihren Kunden und 
Bekannten, dass Sie Mitglied im
Bund der Steuerzahler sind! Der Bund der Steuerzahler Berlin bietetseinen Mitgliedern ab sofort die Möglich-keit, einen Aufkleber mit speziellem Mit-glieder-Logo zu bestellen. Der Aufkleberist aus einer speziellen Adhäsionsfolieund lässt sich mehrmals verwenden. Kle-ben Sie den Aufkleber von innen oderaußen z.B. an die Fenster Ihrer Ge-schäftsraume oder an Ihr Fahrzeug undzeigen Sie Ihren Kundenund Bekannten, dass SieMitglied in der größtenSteuerzahlerorganisationder Welt sind.Der Aufkleber kannvon Mitgliedern ko-stenlos in der Ge-schäftsstelle bestelltwerden.

Länderfinanzausgleich läuft aus

Berlin fordert Finanzhilfen über 2019 hinaus

as Land Berlin verdanktdem Länderfinanzaus-gleich allein für das Jahr2013 fast einViertel desHaushaltsvolu-mens. Ganze 5,6Milliarden Euroflossen im Vor-jahr in die Kassender Hauptstadt.Damit profitiertBerlin, nach Sach-sen, am meisten vom

Finanzausgleich zwischen Bundund Ländern.Bedingt durch höhere öffentli-che Aufwendungen trägt Berlinden Status als Stadtstaat. Dies si-chert der Hauptstadt 35 Prozenthöhere Zuschüsse als die Flä-chenländer erhalten. Auch an-dere Großstädte wie Münchenund Frankfurt profitieren voneinem kommunalen Verteilungs-mechanismus, so Berlins Finanz-senator Nußbaum (parteilos).Würde die Sonderbehandlung

Berlins wegfallen, bedeutete diesfür Berlin erhebliche finanzielleEinbußen. Der Wegfall des Stadt-staatenprivilegs würde Berlin3,5 Milliarden Euro im Jahr ko-sten.Berlin ist bereit, die Grundla-gen des Finanzausgleichs über-prüfen zu lassen, so die Finanz-verwaltung. Eine Änderung derRahmenbedingungen vor Aus-laufen des Solidarpaktes II lehntdas Land jedoch ab.  Da Absehbarist, dass auch nach 2020 weiter-hin ein Großteil der struktur-schwachen Gebiete in Ost-deutschland liegen wird und aufgrund der Notwendigkeit ausgeglichener Haushalte, plä-diert Berlin auch für einen Fi-nanzausgleich über das Jahr2019 hinaus.

Kaum ein Bundesland profitiert so sehr von den Mechanismen des Län-
derfinanzausgleiches zwischen Bund und Ländern, wie das Land Ber-
lin. Doch im Jahr 2019 läuft der Solidarpakt II aus. Da die
Bundeshauptstadt einen beträchtlichen Teil ihres Haushaltes aus den
Mitteln des Finanzausgleichs finanziert, setzt sich das Land auf der
Ministerpräsidentenkonferenz Ost Mitte Juli für eine erfolgreiche Neu-
regelung des Ausgleichs ein.

D

Im Juni brachten in Berlin SPD und
CDU die Idee eines „Wachtums-
fonds für Berlin“ in die Diskussion
ein. Vor dem Hintergrund einer in
der Hauptstadt auf absehbare Zeit
zunehmenden Bevölkerungszahl
und eines milliardenschweren In-
vestitionsrückstaus bei Straßen,
Brücken und öffentlichen Liegen-
schaften, ist die dahinterstehende
Grundidee sicherlich zu begrüßen. s muss endlich Schlussdamit sein, die Haushalts-konsolidierung allein da-durch zu erreichen, dass dieLandesregierung bei der Infra-struktur auf Verschleiß fährt,während sie an anderer Stelledas Geld der Steuerzahler achtloszum Fenster herausschmeißt. Angesichts der derzeit hervor-ragenden EinnahmensituationBerlins sollte es eigentlich mög-lich sein, aus dem laufenden

Haushalt sowohl die Verwal-tungskosten als auch Erhaltungs-investitionen in die staatlicheInfrastruktur zu tragen und idea-lerweise zusätzlich auch nochdamit zu beginnen, die Schuldenzu tilgen, die man in der Vergan-genheit nicht nur in Zeiten kon-junktureller Schwäche meinte,aufnehmen zu müssen.Kitas und Schulgebäude in ei-nem Zustand, der an Schwellen-länder erinnert und Straßen, dienur noch als Rechtfertigung dafürtaugen, sich jetzt unbedingt maleines von diesen riesigen SUVkaufen zu müssen, wären bei einerordentlichen Regierungsführungnicht nötig. Die Infrastuktur vordem Verfall zu bewahren istnichts, was ausnahmsweise maloben ´drauf kommt, sondern ste-tige Daueraufgabe eines Staates. Je weiter die Regierung dieRückzahlung verschleppt, desto

weniger haben künftige Steuer-zahlergenerationen auf sie zu-kommende Tilgungs- undZinslasten selbst verantwortet.Und wann sollen die Schuldendenn getilgt werden, wenn nichtin konjunkturell guten Zeiten? Ich möchte also davor warnen,wieder eine Argumentations-grundlage dafür zu schaffen, beieiner in der Zukunft wieder ein-mal schlechteren Einnahmesi-tuation, neue Schulden auf-nehmen zu müssen, um danndiesen Sonderfonds bedienenzu können.  Denn mehr Geld istdann noch lange nicht da, auchwenn man dem Kind einen sotollen Namen wie „Wachstums-fonds für Berlin“ verpasst!Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

E
Verschuldung Berlin
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Vergabe des Berliner Gasnetzes

Landeseigene Berlin Energie soll Netz betreiben

s kam alles recht überra-schend. Anfang Juni teiltedie Vergabestelle bei derSenatsverwaltung für Finanzenmit, dass der landeseigene Be-trieb Berlin Energie den Zuschlagfür den Betrieb des Berliner Gas-netzes erhalten hat. WesentlicheEntscheidungsgründe waren lautzuständiger Senatsverwaltungunter anderem im Vergleich zumGasag-Angebot ein preisgünsti-gerer und verbraucherfreundli-cherer Netzbetrieb. Insgesamtkonnten die Vorteile der BerlinEnergie „am Ende die unwesent-lich besseren Angebotsdetailsder Gasag-Gruppe im BereichNetzsicherheit und Umweltver-träglichkeit kompensieren“, sodie Senatsverwaltung weiter.Von den 315 Punkten, die imVergabeverfahren erreicht wer-den konnten, erreichte BerlinEnergie 311, die Gasag-TochterNBB kam auf 299. Bei diesemknappen Ergebnis, müsse mannachprüfen, ob wirklich alleskorrekt und diskriminierungs-frei zugegangen ist, so Gasag-Chef Grützmacher gegenüber derBerliner Zeitung. Das Unterneh-men hat daher Feststellungs-klage auf Abschluss des Kon-zessionsvertrages eingereicht. Ein Hauptkritikpunkt im Streitist die sogenannte „Change ofcontrol“-Klausel. Diese sieht vor,dass das Land Berlin vom Kon-zessionsvertrag zurücktretenkann, wenn sich die Eigentümer-struktur des Gasnetzbetreibersändert. Berlin Energie, als lan-deseigenes Unternehmen, hättedie Klausel nicht zu befürchten,wohl aber die Gasag. Denn sie ge-hört verschiedenen Eigentü-mern; neben Vattenfall und Eonist auch Gaz de France beteiligt.

Da eine solche Klausel immerprivate Bieter gegenüber landes-eigenen Bewerbern benachtei-ligt, hat sich mittlerweile auchdas Bundeskartellamt einge-schaltet und prüft die Einleitungeines Missbrauchsverfahrens. Weitere Kritik kommt vomehemaligen Berliner Landesver-fassungsgerichtspräsidentenund FU-Juraprofessor HelgeSodan. Er wirft dem Finanzse-nator willkürliche und unpräziseWertungskriterien im Rahmendes Vergabeverfahrens vor.Würde der Berliner Senat aufBasis dieses Verfahrens mit Ber-lin Energie einen Vertrag an-schließen, wäre dieser nichtig,weil er gegen die geltende Recht-sprechung verstoße. Finanzse-nator Nußbaum (parteilos) hättedaher seine Amtspflicht verletzt,denn diese umfasst auch diePflicht zur Beachtung der Recht-sprechung des Bundesgerichts-hofes.Berlins Finanzsenator Nuß-baum verteidigte die strittigeKlausel dahingehend, dass er dieBerliner davor schützen wollte,dass das Gasnetz bei einem un-bekannten Investor landet. DasKartellamt sehe das womöglichanders, so Nußbaum. Und auchdass die Gasag nun gegen dieVergabeentscheidung klagt,überrascht den Berliner Finanz-senator nicht. Er halte es für völ-lig normal, dass eine solchwichtige Vergabeentscheidungjuristisch angegriffen werde.Zum Gutachten des Berliner Ver-fassungsjuristen Sodan äußertesich Nußbaum gegenüber demTagesspiegel folgendermaßen:Das Gutachten sei ein „Second-Hand-Gutachten mit dem Ver-fallsdatum vorgestern“, da es

offenbar nur auf der Grundlagevon Zeitungsberichten entstan-den ist.Das Berliner Abgeordneten-haus wird sich nach der Som-merpause mit dem Kon-zessionsvertrag beschäftigen.Die CDU und die Opposition imAbgeordnetenhaus stehen demVertrag bislang skeptisch entge-gen. Jedoch hat die Koalition dielandeseigene Berlin Energie insRennen geschickt. Jetzt einenRückzieher zu machen wäre fatal

und wenig sinnvoll. Sich über-rascht zu zeigen, wenn die Firma,die man selbst in einem Vergabe-verfahren ins Rennen schickt, ge-winnt verwundert den Bund derSteuerzahler, vor allem, wennman in die Bewerbung acht Mil-lionen Euro investiert hat.Doch nun folgt wohl ohnehinerst einmal ein langer Rechts-streit mit der Gasag. Dieser kanndurchaus zwei Jahre lang dauern.So lange darf die Gasag das Netzvorerst weiter betrieben. 

Zuletzt waren es nur noch zwei Bewerber die das Berliner Gasnetz be-
treiben wollten. Die Gasag, mit über 160-jähriger Netzerfahrung und
die neu gegründete Berlin Energie als landeseigenes Unternehmen. In
der Neuvergabe der Konzession für den Betrieb des Berliner Gasnetzes
setzte sich Anfang Juni dann überraschend die landeseigene Berlin
Energie durch. Nun klagt die Gasag, das Kartellamt schaltet sich ein
und im Vergabeverfahren soll angeblich auch nicht alles ganz richtig
abgelaufen sein.

E

Mitgliederversammlung 2014
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am Donnerstag, dem 11. September 2014 um 19.00 Uhr (Einlass ab 18.30 Uhr)
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Profitieren auch Sie künftig vom 

Informationsvorsprung 

„Gut, dass es den Bund der Steuerzahler gibt.“ Diesen Satz hören wir gerade
in letzter Zeit immer öfter. Denn es ist der Bund der Steuerzahler, der gegen die
Verschwendung von Steuergeldern kämpft. Es ist der Bund der Steuerzahler, der
die Rechte von Steuerzahlern verteidigt. Es ist der Bund der Steuerzahler, der die
Bestrafung von Steuergeldverschwendern fordert. 

Telefon Fax

Name, Vorname

Firma, c/o

Straße und Hausnummer

PLZ und Ort

E-Mail

ich möchte Mitglied im Bund der Steuerzahler Berlin e.V. werden. Der Mitgliedsbeitrag beträgt 72 Euro
im Jahr (36 Euro für Senioren ab dem 65. Lebensjahr) und ist steuerlich abzugsfähig. Die Mitgliedschaft ist
jährlich mit einer Frist von drei Monaten kündbar und dauert mindestens zwei Jahre.  

Ja, 

Ich möchte den Mitgliedsbeitrag jährlich
nach Erhalt der Rechnung überweisen.

Datum, Unterschrift

Hiermit erteile ich Ihnen ein SEPA-Lastschrift-
mandat. Bitte ziehen Sie den fälligen Jahresbeitrag bis
auf Widerruf vom nachfolgenden Konto ein.

Zahlungspflichtiger (Kontoinhaber) PLZ, Ort
IBAN

Zahlungsempfänger: Bund der Steuerzahler Berlin e.V., Lepsiusstraße 110, 12165 Berlin
Gläubiger-ID: DE50ZZZ00000350597

Mandatsreferenznummer: Wird nachträglich vergeben und entspricht Ihrer 6-stelligen Mitgliedsnummer

Ich ermächtige den Bund der Steuerzahler Berlin e.V., Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift
einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von Bund der Steuerzahler Berlin e.V., auf
mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen.

Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des
belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.
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Finanzsenator zieht erste Bilanz

City Tax bleibt hinter Erwartungen zurück

Nach den ersten fünf Monaten des Jahres hat
Berlins Finanzsenator Nußbaum (parteilos)
eine erste Zwischenbilanz zum Aufkommen der
Berliner Bettensteuer gezogen. Diese bleibt
hinter den Prognosen zurück, eine erste Klage
ist anhängig.er Finanzsenator ist zufrieden. An diePrognosen, die vor der Einführung derBerliner City Tax gemacht wurden,reicht das Aufkommen jedoch nicht heran. Inden ersten fünf Monaten des Jahres hat dieneue Bettensteuer gerade einmal 5,8 Millio-nen Euro in die Kassen der Hauptstadt ge-spült.Den Planungen zufolge hätte das Aufkom-men fast doppelt so hoch sein müssen. DieSenatsverwaltung für Finanzen rechnete vorder Einführung der Steuer mit Einnahmenvon jährlich 25 Millionen Euro.Anfang des Jahres waren die Einnahmennoch sehr gering. Im Januar lagen sie nochbei Null, bedingt dadurch, dass die Hotels dieSteuer für jeden Monat nachträglich an dasFinanzamt abführen. Im Februar brachte dieCity Tax 0,57 Millionen Euro, im März 1,15Millionen Euro und Mai 2,47 Millionen Euroein.

Gerade vor dem Hintergrund, dass die Ho-teliers einen immensen Aufwand betreibenmüssen, um die Steuer von den Übernach-tungsgästen zu kassieren, ist es fraglich, obdie verhältnismäßig geringen Einnahmenden Aufwand rechtfertigen. Die Hotels klagenüber einen erheblichen Mehraufwand. In ei-

nigen Fällen muss sogar zusätzliches Perso-nal eingestellt werden, das nur mit dem Ver-waltungsaufwand im Zusammenhang mitder City Tax beschäftigt ist. Aufgrund dieserMehrbelastung für die Hotels und ihre Gäste,gibt es mittlerweile auch eine Klage vor demFinanzgericht Berlin-Brandenburg.
D Broschürentipp

Broschüre Auto und SteuernAutofahren wird immer teurer. Damit nichtauch noch unnötig bezahlte Steuern denGeldbeutel des Autofahrers zusätzlich bela-sten, hilft der Bund der Steuerzahler mit deraktualisierten Auflage der Broschüre „Autound Steuern“ weiter. Der Leser erfährt, wel-che Steuern rund um das Fahrzeug anfallenund welche Kosten steuermindernd geltendgemacht werden können. Der Ratgeber gibt Antworten auf die wich-tigsten Fragen rund um die Absetzbarkeitvon Pkw-Kosten eines Arbeitnehmers odereines Unternehmers bei der Einkommen-steuer. Auch über die Umsatzsteuer, dieKraftfahrzeugsteuer und Pkw-Kosten alsSonderausgaben und außergewöhnliche Be-

lastungen gibt dieBroschüre hilfrei-che Tipps.Und falls dasFinanzamt nichtalle Kosten ak-zeptiert, findetsich im Anhangein Überblicküber die wich-tigsten Urteile der Finanzgerichte,damit Steuerzahler zu ihrem Recht kommen.Mitglieder des Bndes der Stuerzahler Berlinkönnen die Broschüre kostenlos in der Ge-schäftsstelle bestellen.



Milliardenkosten? Berlins
Olympia-Bewerbung für
die Sommerspiele
2024 oder 2028

Berlins Schulden sind
gesunken

Einladung zur Mitglieder-
versammlung 2014
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Verschuldung Berlin

Ihr pers. Anteil

Mrd. Mio. Tsd.
60 .363 .734 .24760 .363 .734 .247

17 .71217 .712
Stand: 01.09.2014, 0.00 Uhr

Laut einer repräsentativen Um-
frage des Meinungsforschungsin-
stituts Forsa im Auftrag der
Berliner Zeitung, sprechen sich
52 Prozent der Befragten für eine
Bewerbung Berlins um die Olympi-
schen Spiele aus. Nur! Denn 46
Prozent haben sich nach der glei-
chen Umfrage dagegen ausge-
sprochen. Besonders bemerkens-
wert finde ich auch die große Zu-
stimmung unter den jüngeren
Teilnehmern, während bei den
über 45-jährigen die Ablehnung
überwiegt. önnte das vielleicht daranliegen, dass bei den Älternauch nach über zwei Jahr-zehnten noch nicht ganz verges-sen ist, was die Verantwortlichenseinerzeit mit den Steuermillio-nen in zweistelliger Höhe veran-staltet haben? Zwischen 51 und

89 Millionen D-Mark soll damalsdie grandios gescheiterte Bewer-bung gekostet haben. Dossiersüber intime Vorlieben der IOC-Mitglieder und geschredderte Buch-haltungsbelege über deren „Be-treuung“ boten seinerzeit jeden-falls genügend Raum für Phan-tasien, wie man damals für Ber-lin als Austragungsort begeisternwollte. Geholfen hat es dennochnichts, wahrscheinlich zum Glück!Dem Rechnungshof er-schwerte das jedenfalls die Ar-beit. Eigentlich war das aber zumSchluss auch egal, weil ein durchdie parlamentarische Mehrhei-ten gebremster Untersuchungs-ausschuss sowieso kein Problemerkennen wollte. Ob die Landesregierung füreine erneute Bewerbung Berlinsgenügend Lehren aus der dama-ligen Kampagne gezogen hat,wage ich zu bezweifeln. Einzigdie Erkenntnis, dass eine Lan-desregierung die ihr unterstellteStaatsanwaltschaft nicht zufürchten braucht, wenn man nurrechtzeitig eine komplette Com-pany durch den Reißwolf jagt,dürfte geblieben sein. Oder umes mit den damaligenWorten Diepgens zusagen: „Allein ausdem Fehlenschriftlicher Be-lege kann keinVorwurf von Ver-schwendung abge-leitet werden.“Heute werdendie Kostenfür eine Be-werbung auf50 MillionenEuro taxiert.Angesichtsdes Man-gels in derStadt ist

das ein Stange Geld. Angesichtsder geschätzten zwei MilliardenEuro, die die Olympischen Spieleangeblich kosten sollen, sind dasnatürlich Peanuts. Ob das allerdings überhauptreicht, kann jetzt noch niemandversprechen. Immerhin sollendie Spiele in Peking nach Me-dienberichten mindestens 40Milliarden Dollar und damitsogar mehr als drei Mal so vielwie die Olympiade in Athen ge-kostet hat. Das Argument, dass eineOlympiade ein guter Anlasswäre, die Infrastruktur aufzumö-beln, halte ich für nicht sehrüberzeugend. Sowohl in Pekingals auch in Athen verschlingenüberdimensionierte Sportstättengewaltige Summen für den Un-terhalt. Reine Sportveranstaltun-gen können diese Kostensicherlich nicht decken. Als Bund der Steuerzahler in-teressiert uns aber auch IhreMeinung als Steuerzahler. Bittebeteiligen Sie sich daher an un-serer kleinen, nichtrepräsentati-ven Umfrage zu einer Olympia-Bewerbung Berlins. (http://bit.ly/Olympia-Berlin)Einen schönen Septemberwünscht
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender 

BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

K

Verkehrslenkung unterbesetzt

Gelder bleiben ungenutzt

Viele Berliner kennen das Pro-
blem: Berlin hat die eine oder an-
dere marode Straße. Zur
Beseitigung der Schäden stellt
der Senat in diesem Jahr 25 Mil-
lionen Euro zur Verfügung. war gibt es einen Willen,aber leider anscheinendkeinen Weg. Gelder ausdem Schlaglochprogramm des Se-nats bleiben ungenutzt liegen.In vielen Berliner Bezirken sinddie Firmen für die Instandsetzungder Straßen bereits beauftragt. Be-ginnen können die Arbeiten abernicht. Die Berliner Verkehrslen-kung kommt wegen eines Personal-mangels mit der Arbeit nicht nach. Viele Bezirke klagen über lan-

ge Wartezeiten. Im Bezirk Mitteblieben im letzten Jahr von denvom Senat bewilligten 1,3 Millio-nen Euro 900.000 Euro ungenutztliegen. Damit konnte gerade ein-mal die Hälfte der Mittel für denbewilligten Zweck verwendetwerden. Gelder, die die Bezirkenicht verwenden können, fließenentweder in die Sanierung unter-geordneter Nebenstraßen odersie verfallen. Wenn die Bezirke ihre Straßennicht sanieren können, dann wer-den sie nach dem nächsten Wintersicherlich noch maroder und dieInstandsetzungskosten entspre-chend höher sein. Der Senat hatinzwischen vier zusätzliche Stel-len genehmigt.

Z



Im rbb-Sommerinterview räumte der Regierende Bürgermeister mit Illusionen über die Kosten
für eine Olympia-Austragung auf. „Es wird auch Milliarden kosten, auch das ist klar!“, sagte
Klaus Wowereit. Vor 21 Jahren war die Hauptstadt schon einmal mit einer Bewerbung als Aus-
tragungsort für die Sommerspiele 2000 gescheitert. Allein die Bewerbung hatte Millionen ge-
kostet. Ein Untersuchungsausschuss befasste sich noch Jahre später mit der Aufarbeitung von
Misswirtschaft, Bestechung und Korruption. Viele Beweise hatte der Reißwolf der „Olympia
Berlin 2000 GmbH“ damals allerdings nicht übrig gelassen. Eine derartige Plünderung von Steu-
ergeldern darf sich keinesfalls wiederholen. 

Berlins Olympia-Bewerbung für die Sommerspiele 2024 oder 2028

„Es wird auch Milliarden kosten, auch das ist klar!”

achdem Berlin 1993 mit seiner Be-werbung um die Olympischen Som-merspiele 2000 gegen Sydney kläglichgescheitert war, bemühten sich die damali-gen Verantwortlichen zu betonen, Berlinhätte sowieso nur eine Außenseiterchancegehabt. Umso ärgerlich war deswegen das,was der Rechnungshof über die liquidierte„Olympia Berlin 2000 GmbH“ später zutageförderte. Sein Bericht listete auf 152 Seiteneine unglaubliche Aneinanderreihung vonhandels- und haushaltsrechtlichen Verstö-ßen auf. Ein Untersuchungsausschuss zurOlympia-Affäre führte aufgrund des Partei-enproporzes allerdings zu keinem Ergebnis. Klaus Wowereit, damals noch stellvertre-tender SPD-Fraktionsvorsitzender, kom-mentierte den Bericht 1996 im BerlinerAbgeordnetenhaus so: „Die vom Rechnungs-hof nachgewiesenen Verstöße gegen dasHaushaltsrecht durch die Senatskanzlei und

den Zuwendungsempfänger, aber viel mehrnoch der grenzenlose Dilettantismus derOlympia GmbH zum Schaden Berlins lassendie Entscheidung des IOC, Sydney den Zu-schlag für die Olympischen Spiele zu erteilen,im Nachhinein als den größten Glücksfall fürdie Stadt Berlin erscheinen, wenn ich mirvorstelle, in welche Richtung uns diese Olym-pia GmbH geführt und welchen finanziellenSchaden sie uns zugefügt hätte, wenn siehätte weiterarbeiten dürfen.“Weiter kritisierte Wowereit das Finanzge-baren der Olympia-GmbH. Fremdleistungenseien in der Größenordnung von fast 40 Mil-lionen D-Mark vergeben worden. Von stich-probenweise geprüften Fremdleistungen imWert von 17,2 Millionen D-Mark hätten nurVertragsdokumente für Leistungen im Wertvon 3,8 Millionen DM vorgelegen. Ausschrei-bungen oder Kostenvergleiche seien nichtdurchgeführt worden. 

Forderungen des Bundes der Steuerzahler: Sollte es zu einer Bewerbung Berlins um dieOlympischen Spiele kommen, darf es der Regierung nicht wieder so leicht gemacht werden,zusammen mit den beteiligten Wirtschaftsunternehmen die Staatskasse zu plündern. Auchprivatrechtliche Bewerbungsgesellschaften müssen ebenso wie deren Tochtergesellschaftendem Prüfungsrecht des Rechnungshofes unterliegen. Die Geschäftsführer müssen vertrag-lich bei voller Regresspflicht auf die Einhaltung haushalts- und handelsrechtlicher Vor-schriften verpflichtet werden. Es muss sichergestellt werden, dass sich kein Verantwortlicherdurch das Schreddern von Akten und Belegen aus Verantwortung stehlen kann. 

Transparent Berlin
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Das schrieb der BdSt damals 
zur Olympia-Bewerbung 2000:
http://bit.ly/Olympia2000



Tatsächlich hatte der Berliner Rechnungs-hof, nachdem er drei Jahre bei seinen Ermitt-lungen behindert worden war, nicht mehrallzu viele Dokumente vorgefunden. Zahlrei-che Akten, die nach Zeugenaussagen existierthatten, waren fein säuberlich durch denReißwolf gejagt worden. Teilweise warenVerträge über Millionen-Honorare und Ar-beitsverträge aber auch gleich mündlich ge-schlossen worden. Auch sonst hatten dieOlympia-Macher die Spendierhosen an. Auf760.000 D-Mark beliefen sich z.B. die Hotel-kosten für den Besuch von Vertretern derBerliner Wirtschaft und Politik, um bei denOlympischen Spielen in Barcelona für Berlinzu werben. Allein 172.000 D-Mark warenzudem in den Sand gesetzt worden, weil manzunächst fälschlicherweise ein Hotel gebuchthatte, das 130 Kilometer von Barcelona ent-fernt liegt. Für Eberhard Diepgen, damals Regieren-der Bürgermeister und verantwortlicher Auf-sichtsratsvorsitzender der Olympia-GmbH,war die Sache mit Blick auf Regressansprü-che gegen den Geschäftsführer hingegenganz einfach. „Der Senat teilt damit nichtSchlussfolgerungen des Rechnungshofs ausden kritisierten Tätigkeiten der OlympiaGmbH. Berlin ist kein finanzieller Schadenentstanden. Allein aus dem Fehlen schriftli-cher Belege kann kein Vorwurf von Ver-

schwendung abgeleitet werden. (…) Wo keinSchaden ist, kann auch kein Schadensersatzbeantragt werden“, sagte Diepgen 1996 imAbgeordnetenhaus. Der Rechnungshof sahsich allerdings durch das Fehlen von Unter-lagen erheblich in seinem Erkenntnisprozessbehindert. Über Geschenke für IOC-Mitglieder undderen Reise- und Bewirtungskosten wolltesich Wowereit zwar nicht auslassen, sticheltedamals aber im Plenum gegen Diepgen:„Koste es was es wolle – das Land Berlin wirdes schon bezahlen. 2,6 Millionen DM für IOC-Mitglieder ausgegeben, und dafür neun Stim-men erhalten zu haben – dies ist olympiareif“. Dabei wäre es sicherlich interessant gewe-sen, wie die „Betreuung“ durch die Olympia-GmbH damals wirklich ausgesehen hat. DieMedien hatten schließlich von pikanten Ge-heimdossiers über intime Vorlieben der IOC-Hoheiten berichtet, die von der landeseigen-en Tochter geführt worden seien. Im Abgeordnetenhaus war damals dieRede von 51 Millionen D-Mark, die der Senataus Steuergeldern in die Olympia-Bewer-bung gesteckt hatte. Der Bund der Steuer-zahler hatte 1994 sogar eine Summe von 89Millionen D-Mark errechnet. Der DeutscheOlympische Sportbund will am 6. Dezemberentscheiden, mit welcher deutschen Stadt ersich bewerben wird.

Forderungen des Bundes der Steuerzahler: Sollte es zu einer Bewerbung Berlins um dieOlympischen Spiele kommen, darf es der Regierung nicht wieder so leicht gemacht werden,zusammen mit den beteiligten Wirtschaftsunternehmen die Staatskasse zu plündern. Auchprivatrechtliche Bewerbungsgesellschaften müssen ebenso wie deren Tochtergesellschaftendem Prüfungsrecht des Rechnungshofes unterliegen. Die Geschäftsführer müssen vertrag-lich bei voller Regresspflicht auf die Einhaltung haushalts- und handelsrechtlicher Vor-schriften verpflichtet werden. Es muss sichergestellt werden, dass sich kein Verantwortlicherdurch das Schreddern von Akten und Belegen aus Verantwortung stehlen kann. 

Transparent Berlin
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Mitgliederversammlung 2014

Zur diesjährigen Mitgliederversammlung des Bundes der Steuerzahler Berlin e.V. 
am Donnerstag, dem 11. September 2014 um 19.00 Uhr (Einlass ab 18.30 Uhr) im 
Konferenzsaal der GSG-Höfe, Aufgang A, 1. OG, Helmholtzstraße 2-9, 10587 Berlin-
Charlottenburg, sind alle Mitglieder herzlich eingeladen.

TTaaggeessoorrddnnuunngg

1. Eröffnung und Begrüßung

1.1. Feststellung der ordnungs- und fristgemäßen Ladung
1.2. Feststellung der Beschlussfähigkeit
1.3. Grußworte

2. Geschäftsbericht 2013 und Ausblick 2014

3. Jahresabschluss 2013

3.1. Bericht über den Jahresabschluss 2013
3.2. Genehmigung des Jahresabschlusses 2013
3.3. Entlastung des Vorstandes für das Jahr 2013
3.4. Entlastung des Verwaltungsrates für das Jahr 2013

4. Wahl des Abschlussprüfers für die Jahre 2014 bis 2016

5. Wahl und Berufung der Mitglieder des Verwaltungsrates

6. Vorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung

7. Sonstiges

Vorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung müssen dem Vorstand spätestens acht
Wochen vor der Mitgliederversammlung schriftlich mitgeteilt werden. Kandidatenvorschläge
zur Wahl des Verwaltungsrates sind mindestens vier Wochen vor der Mitgliederversammlung
dem Vorstand schriftlich bekannt zu geben.

Der Prüfbericht zum Jahresabschluss 2013 kann in der Geschäftsstelle des Bundes der Steu-
erzahler Berlin e.V., Lepsiusstr. 110, 12165 Berlin (Steglitz) von Vereinsmitgliedern eingesehen
werden. Um vorherige Terminvereinbarung wird gebeten. 

Broschürentipp

Die SteuerprüfungDie Broschüre erläutert die Rechte undPflichten des Steuerzahlers, schildert den Ab-lauf der Betriebsprüfung(Außenprüfung) undnennt die rechtlichenGrundlagen, auf denendie Prüfung aufbaut.Mitglieder des BdStBerlin können die Broschüre kostenlos inder Geschäftstelle be-stellen.

Statistisches Bundesamt veröffentlicht Schuldenstatistik

Berlins Schulden sind gesunken

Die Schulden des Landes Berlin sind zum
Stichtag 31.12.2013 leicht gesunken. Wie das
Statistische Bundesamt anhand der endgülti-
gen Ergebnisse mitteilte, sanken die Schulden
der Hauptstadt im Vergleich zum Jahr 2012
um 0,8 Prozent.erlins immenser Schuldenberg istleicht gesunken. Im Vergleich zumJahr 2012 sanken die Schulden desLandes zum 31.12.2013 um ca. 500 MillionenEuro von 60,925 Milliarden auf 60,413 Milli-arden Euro. Nach Bremen hatte Berlin danach zumEnde des Jahres 2013 die höchste Pro-Kopf-Verschuldung. Jeder Berliner Stand nach An-gaben des Statistischen Bundesamtes mit17.799 Euro in der Kreide.Insgesamt konnten neun Bundesländer imletzten Jahr Schulden abbauen. Der Schul-

denstand der Länder verringerte sich im Jahr2013 um 20 Milliarden Euro. Auch der Bundzahlte erstmals seit Beginn der Statistik imJahre 1950 Schulden zurück. Sein Schulden-stand sank im Berichtszeitraum um 0,8 Prozent.
Für Berlin gilt: Auch im aktuellen Haus-haltsjahr läuft die Schuldenuhr rückwärts,denn der Haushaltsplan sieht für das Jahr2014 eine Tilgung der Altschulden von etwa74 Millionen Euro vor.

B



Das Schwarzbuch 2014
Berliner Staatsoper
Schilderwald in Tegel
Sitzkiesel im Tiergarten

Das Schwarzbuch 2014
Teuerste E-Mail der Welt?
Moabiter Kissen

Das Schwarzbuch 2014
Spaßbad lässt Verwaltung
verstummen
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o werden trotz der Kritikdes Steuerzahlerbundesund sogar gegen den Wil-len vieler Anwohner Unmengenan Betonsitzkieseln in einen Parkgebaut. Ausnahmsweise mal in-takte Straßen werden aufgeris-

sen und mit wirkungslosenBremsschwellen in einen Zu-stand versetzt, wie er sowiesoüberall sonst in Berlin herrscht.Dunkelheit wird mit Lichtinstal-lationen durchbrochen, statt ein-fach eine Straßenlaterne aufzu-

bauen (s. www.schwarzbuch.de).All das wäre zu verschmerzen,wenn die Stadt im Wohlstandschwimmen würde. Bei einer zu-nehmend verrottenden Infrastruk-tur, sollte es nach unserer Auf-fassung andere Prioritäten geben.  Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

Am 11. September 2014 tagte die
Mitgliederversammlung des Bun-
des der Steuerzahler Berlin e.V.
Wichtigster Tagesordnungspunkt
war die Neuwahl des Verwaltungs-
rates. Hier gab es aber keine
Überraschung.u Beginn der Mitglieder-versammlung informierteder Präsident des Bundesder Steuerzahler Deutschland inseinem Grußwort die Teil-nehmer über die Beteiligung des Verbandes an der aktuellenDiskussion um den Ausstieg aus dem Soli und der kalten Progression sowie die Maut-pläne. In seinem Geschäftsberichtzum Jahr 2013 und bei der Dar-stellung der aktuellen Arbeit imlaufenden Jahr stellte der Vorsit-zende des Berliner Landesver-bandes, Alexander Kraus, vor,wie der Verein mit Hilfe von An-trägen nach dem Informations-freiheitsgesetz und Klagen vordem Verwaltungsgericht Fällevon Steuergeldverschwendungaufklärt. Um nackte Zahlen in eigenerSache ging es beim Jahresab-schluss 2013. Kraus stellte diepositive Entwicklung des zu-

rückliegenden Haushaltsjahresund der letzten fünf Jahre dar.Die Mitgliederversammlung ge-nehmigte daraufhin den Jahres-abschluss und erteilte Vorstandund Verwaltungsrat die Entla-stung. Zum Abschlussprüfer fürdie kommenden drei Jahresab-schlüsse wurde wieder der Wirt-schaftsprüfer Christian Fischergewählt. Keine Überraschung gab esauch bei den alle fünf Jahre an-stehenden Wahlen zum Verwal-tungsrat. Alle Verwaltungsrätewurde im Amt bestätigt. DemGremium gehören damit wieder

die Architektin Dr. Kristin Brin-ker, die Steuerberaterin AnnettPapenbrock, die Rechtsanwälteund Notare Christian Petrenz,Peter Schultz-Ebert und Frank-Michael Robrade, der KaufmannJürgen Scholz sowie die JuristenJens Reimer und Peter Kahl an. 

Verwaltungsrat im Amt bestätigt

Mitgliederversammlung erteilt Entlastung

Durch die Mitgliederversamm-
lung führte die Verwaltungsrats-
vorsitzende Dr. Kristin Brinker.
Mit im Bild: Präsident Reiner

Holznagel, der Berliner 
Landesvorsitzende Alexander

Kraus sowie als Protokollführer
Steffen Bernitz (v. l. n. r.).

Z

auch zum diesjährigen Schwarzbuch musste der Berliner Landesver-
band wieder einige Beispiele liefern. Besonders ärgerlich ist dabei,
dass der Bund der Steuerzahler in einigen Fällen sogar schon frühzei-
tig interveniert hat, die Verwaltung allerdings auf stur geschaltet hat. 

S

Verschuldung Berlin

Ihr pers. Anteil
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Transparent Berlin

Berliner Staatsoper versinkt im Planungssumpf

Schilderwald im Tegeler Forst abgeholzt Wie viele Sitzkiesel braucht man, um Identität zu stiften?

Das Schwarzbuch 2014
Die Berliner Fälle

Am 7. Oktober 2014 ist “Die öffentliche Verschwendung”, die diesjäh-
rige Ausgabe des Schwarzbuchs des Bundes der Steuerzahler erschie-
nen. Die Berliner Fälle möchten wir Ihnen auf den folgenden drei Seiten
vorstellen.

Die Berliner Staatsoper Unter den Linden wird
seit September 2010 denkmalgerecht saniert.
Als Baukosten waren von der zuständigen Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung anfangs
239 Millionen Euro veranschlagt worden.
Nachdem der ursprüngliche Eröffnungstermin
im Oktober 2013 bereits mehrfach verschoben
worden war, konnte die Verwaltung bis zuletzt
nicht einmal mehr einen Termin seiner Be-
kanntgabe mitteilen. Auch die Kosten laufen
aus dem Ruder.ugegeben: Es handelt es sich um einkomplexes Projekt. Die Arbeiten er-strecken sich nicht nur auf das eigent-liche Opernhaus, sondern auch auf dasIntendanz- und Probengebäude. Zudem soll ein neu zu errichtendes unterirdischesBauwerk die beiden Häuser künftig mitein-ander verbinden. Daher ist die Liste der Pro-bleme lang. Neben der einvernehmlichenTrennung von einem Projektleitungsbüround der Insolvenz einer Bauleitungsfirmaseien vor allem Probleme mit dem Grund-wasser und dem maroden Mauerwerk nichtvorhersehbar gewesen, rechtfertigt sich derSenat.Besondere Probleme bereitet auch dasneue unterirdische Verbindungsbauwerk.

Die Staatsoper und der neue Tunnel liegennämlich genau dort, wo im Mittelalter dieBerliner Stadtmauer verlief. Und weil derName unserer Hauptstadt auf das altslawi-sche Wort für „Sumpf“ zurückgeht, war dieStadtmauer damals auf Holzpfählen gegrün-det worden. Das wussten auch die Verant-wortlichen. Also führte man Probe-bohrungen durch. Nur kam es leider überra-schenderweise „an anderen Stellen in einerTiefe von 18 Metern zu Holzfunden aus dem 17. Jahrhundert“, wie die Berliner Stadt-entwicklungsverwaltung mitteilte. Genaudort sollte die Baugrube für den Verbin-dungstunnel mittels einer dichten Sohle ab-gedichtet werden. Diese musste deswegennun in einem aufwendigen, zeitintensivenVerfahren doppelt so stark ausgeführt werden.Ein weiteres Problem liegt in der komplet-ten Erneuerung der Bühnentechnik. Umkünftig schwerere Bühnenbilder halten zukönnen, muss der Bühnenturm umgebautwerden. Die Pfeiler, die das Bühnentragwerkeigentlich tragen sollten, haben sich nachihre Freilegung als marode erwiesen undmüssen erneuert werden. Auch bei der Hin-terbühne gab es Probleme mit der Tragfä-higkeit. Erst nach Fertigstellung dieserbeiden Projekte kann wiederum mit dem

Einbau der komplexen Bühnentechnik be-gonnen werden.Die Senatsverwaltung für Stadtentwick-lung beteuert, das gesamte Projekt wäre vonBeginn an seriös geplant worden. Die „ein-zigartigen Umstände an der Baustelle“ hättenzu den  Verzögerungen und zu der Ko-stenexplosion geführt.Der Bund der Steuer-zahler bezweifeltdas. Dass dieS t a a t s o p e rüber 250Jahre alt ist,m e h r f a c hwiedererrich-tet wurde undin einem bereits hi-storisch besiedeltenSumpfgebiet steht, ist seit langemgenauso bekannt wie das Grundwasser-problem in der Mitte Berlins. Zuletzt war dieBausumme bereits auf 296 Millionen Eurogestiegen. Jeder Monat Verzögerung kostetlaut Senatsverwaltung mindestens eine Mil-lion Euro. 200 Millionen Euro übernimmt derBund. Der Rest inklusive aller Baukosten-überschreitungen geht voll zu Lasten desLandes Berlin.

Z

Nach der Kritik im Schwarzbuch 2013 wurde
der „Schilderwald im Tegeler Forst“ kurzer-
hand abgeholzt. Auch ohne die 50 überflüssi-
gen Halteverbotsschilder parkt dort heute
niemand im Wald. m Schwarzbuch 2013 hatte der Bund derSteuerzahler in der Rubrik „Skurriles“ den„Schilderwald im Tegeler Forst“ kritisiert.Es ging um 50 überflüssige Halteverbots-schilder auf einem 1,6 Kilometer langenTeilstück der Berliner Heiligenseestraße.Nach der Ausstrahlung eines Fernsehbe-richts über den Schwarzbuchfall wurdendiese Anfang 2014 kurzerhand wieder ab-gebaut.Warum die Halteverbotsschilder im Jahr

2001 überhaupt aufgestellt worden waren,ließ sich nicht mehr klären. Dass es aberauch ohne dermaßen viele Verkehrszeichengeht, zeigt ein Video des Bundes der Steuer-zahler. Auch heute parkt dort niemand mit-ten im Wald, ohne dass er alle 64 Meter andas ohnehin bestehende Halteverbot erin-nert werden müsste. Bleibt für die Steuer-zahler zu hoffen, dass die Schilderanderweitig verwendet werden.I

Mitte Dezember 2013 war in Berlin-Moabit
nach dem angrenzenden Ottopark auch die Um-
gestaltung des für seine Trinker- und Drogen-
szene berüchtigten Kleinen Tiergartens West
abgeschlossen. Ziel war die Aufwertung der
Turmstraße als Stadtteilzentrum und Ge-
schäftsstraße. Auffälligstes Merkmal, wohl
aber auch größter Streitpunkt mit den Anwoh-
nern, sind die sogenannten Sitzkiesel.as Stadtplanungsbüro sieht in ihnenwiederkehrende, identitätsstiftendeElemente, „die sich in Dimensionund Form den Heckenkörpern annähern“,aber auch „praktische, bespielbare undnutzbare Sitzmöbel“. Kritiker lehnen dieSitzkiesel hingegen entschieden als „graue,

monströse und bombenförmige Beton-klötze“ ab.Für den Bund der Steuerzahler stelltsich allerdings Frage, ob es angesichts derdrängenden Probleme im Kiez nicht auchnormale Parkbänke getan hätten. Denn bei
D
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Transparent Berlin

Moabiter Kissen - teure, aber 
wirkungslose Verkehrsberuhigung

Die teuerste E-Mail der Welt? Behörden-Newsletter für 11.500 Euro 

Wie viele Sitzkiesel braucht man, um Identität zu stiften?

sowieso unabhängig von derSoftware an. Auf unsere Nach-frage hin wurde betont, dass dieAusgaben auch ein Kommunika-tionskonzept enthielten und jetztbei gleichem finanziellem UmUmfang sogar fünf Ausgaben ge-plant seien.Der Bund der Steuerzahler

monströse und bombenförmige Beton-klötze“ ab.Für den Bund der Steuerzahler stelltsich allerdings Frage, ob es angesichts derdrängenden Probleme im Kiez nicht auchnormale Parkbänke getan hätten. Denn bei

den Kosten wurde nicht gekleckert, son-dern im wahrsten Sinne des Wortes ge-klotzt. Ein Antrag des Bundes derSteuerzahler auf Aktenauskunft beim Be-zirksamt Mitte hat nämlich ergeben, dassdie insgesamt elf Sitzkiesel in den beidenParkteilen zusammen 279.905 Euro geko-stet haben. Das macht im Durchschnitt im-merhin 25.445 Euro pro Sitzkiesel.Damit ist aber längst noch nicht Schluss.Mit dem Auftrag für weitere Sitzkieselauch im Ost-Teil des Parks steigen die Ge-samtkosten auf voraussichtlich 360.000Euro. Damit hätte man alternativ auch ei-nige hundert Parkbänke aufstellen oderdie Schließung von Spielplätzen verhin-dern können.

n der Antwort auf die KleineAnfrage mit dem Titel „Dieteuerste E-Mail der Welt“heißt es, dass die mehr als 3.000Mitarbeiter des Justizvollzugsund der Sozialen Dienste regel-mäßig über wesentliche Projekteund Entwicklungen in anspre-chender Form und mit gut lesba-ren Texten informiert werdensollen. Dies sei zugleich Voraus-setzung dafür, dass derNewsletter vonden Ange-

hö-rigenaller Be-ru f sg rup -pen gleicher-maßen gelesenwerde.Damit das aber auchwirklich passiert, müssen dievon den Mitarbeitern erstelltenTexte zunächst sprachlich undredaktionell überarbeitet wer-den. Eine Agentur erstellt zudem

das Layout und ist für die Aufar-beitung, den Versand und dieVerlinkungen verantwortlich.Diese sehr aufwendigen Arbeitengehörten schließlich nicht zumKernbereich der Kompetenz vonVerwaltungsmitarbeitern.Deshalb verwundert es nicht,dass pro Ausgabe ganze 46 Ar-beitsstunden für die Agentur ein-geplant worden sind. Für dieErstellung einer Ausgabe desNewsletters sei daher ein Betragvon 3.830 Euro anzusetzen,heißt es in der Drucksache. Einkostenlos von der Senatskanzleibereit gestelltes Newsletter-Tool könne nicht übernommenwerden, ohne das Design aufzu-geben. Der Hauptaufwand fiele

fragt: Was läuft schief, wenn dievon Verwaltungsmitarbeiternfür Verwaltungsmitarbeiter ver-fassten Hausmitteilungen vordem Versand sprachlich und re-daktionell überarbeitet werdenmüssen? Versteht die Verwal-tung jetzt vielleicht ihr eigenesAmtsdeutsch nicht mehr?

Eine parlamentarische Anfrage im Berliner Abgeordnetenhaus zum
Doppelhaushalt 2014/2015 hat zutage gefördert, was der Justizse-
nator für einen hausinternen E-Mail-Newsletter eingeplant hat. Jeweils
drei Ausgaben sollen pro Jahr immerhin 11.500 Euro kosten.

I

Im Berliner Ortsteil Moabit ver-
sucht der Bezirk Mitte seit No-
vember 2013, den Verkehr mit
sogenannten Moabiter Kissen zu
beruhigen. Die Fahrbahnschwellen
aus grobem  Kopfsteinpflaster
sollen in der Quitzow- und Lehrter
Straße die Einhaltung von Tempo
30 erzwingen. Nach Testfahrten
bezweifelt der Bund der Steuer-
zahler allerdings ihre Wirksam-
keit. Stattdessen befürchtet er
Steuergeldverschwendung und un-
nötige Lärmbelastungen für die
Anwohner.o setzte der Bezirk in derQuitzowstraße auf Qua-drate mit einer Kanten-länge von jeweils knapp 4,60Metern, die mittig in die Fahr-bahn eingelassen wurden. BeimÜberfahren ist allerdings kaummehr als das typische Abrollge-räusch von Reifen auf Kopfstein-pflaster zu vernehmen. MitVideoaufnahmen dokumentierteder Bund der Steuerzahler, wieflach die meisten dieser 20 Auf-pflasterungen in den Asphalt ein-gelassen sind. Beim Überfahrenmit einem Pkw ist von den Erhö-hungen daher auch nur wenig zuspüren. Noch sinnlosere Fahr-

bahnschwellen sind allerdings inder Lehrter Straße zu finden.Diese mussten wegen des Bus-verkehrs nämlich so schmal ge-baut werden, dass selbst Fahrervon Mittelklassefahrzeugen dieAufpflasterungen leicht zwi-schen die Räder nehmen können.Die Reifen überfahren dann le-diglich die abgeflachten Kanten.Damit wird auch hier kaum einenennenswerte Wirkung erzielt.Bereits kurz nach Beginn derBauarbeiten hatte der Bund derSteuerzahler daher den zustän-digen Baustadtrat angeschrie-ben.Die Bitte, sich der Angelegen-heit persönlich anzunehmen,bevor alle Bremsschwellen fertiggebaut sind, ignorierte er abergenauso wie die Frage nach denBaukosten. Nach zwei Monatenvergeblichen Wartens stellte derBund der Steuerzahler daher imNovember beim zuständigen Be-zirksamt einen Antrag auf Akten-auskunft. Diese ergab schließlich,dass jedes der jeweils 21 Qua-dratmeter großen „Moabiter Kis-sen“ in der Quitzowstraße 3.445Euro gekostet hat. Die 20 Auf-pflasterungen schlagen also mit 
weiter auf Seite 4

S
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Beim Thema Spaßbad verstummt Berlins Senatsverwaltung

ie bereits in den letztenbeiden Schwarzbüchernberichtet, hatte derSenat im Jahr 2003 das fast50.000 Quadratmeter großeAreal für nur einen symbolischenEuro verkauft. Bedingung war al-lerdings, dass der Käufer denHallenbadbetrieb innerhalb vonfünf Jahren wieder aufnimmt.In dem Schriftsatz der Verwal-tung heißt es jetzt, das Landhätte vor allem deswegen nichtauf einem umfangreichen Hal-lenbadbetrieb bestanden, um dernahe gelegenen Schwimm- undSprunghalle am Europapark(SSE) keine Konkurrenz zuschaffen. Dass das die Senatsver-waltung bei Vertragsschluss2003 nicht bedacht haben will,verwundert. Denn die landesei-gene SSE wurde schon 1999 er-öffnet.Tatsächlich war Ende 2007 als Vertragserfüllung ein Außen-

becken mit Rutsche, ein altesReha-Becken, ein flaches Was-serbecken mit Springbrunnenund ein Badebecken mit einerFläche von gerade einmal 130Quadratmetern akzeptiert wor-den. Merkwürdig nur, dass seit-dem keine Genehmigung zumBetrieb eines Hallenbades imSEZ vorlag und auch keines imbaurechtlichen Sinne betriebenwurde, wie der Senat noch 2010klargestellt hatte. Heute vertrittdie Senatsverwaltung kurioser-weise die Ansicht, dass es über-haupt keine baurechtlicheDefinition eines Hallenbadesgebe. Der Senatsverwaltung fürFinanzen brachte ihr beharrli-ches Schweigen jedenfalls eineKritik im Jahresbericht des Be-auftragten für Informationsfrei-heit ein. Die vollenProzesskosten der Auskunfts-klage von gut 900 Euro gehenebenfalls zu ihren Lasten.

Seit Mitte 2012 hatte der Bund der Steuerzahler vergeblich versucht,
von der zuständigen Senatsverwaltung für Finanzen zu erfahren, wann
und in welchem Umfang im Berliner Sport- und Erholungszentrum (SEZ)
ein Hallenbad- bzw. Schwimmbetrieb wieder aufgenommen worden ist.
Ende 2013 gab die Senatsverwaltung endlich die gewünschten Aus-
künfte, aber erst, nachdem der Verein vor das Verwaltungsgericht ge-
zogen war.

W

insgesamt 68.900 Euro zu Buche.Deutlich günstiger fielen die 20schmalen „Moabiter Kissen“ inder Lehrter Straße aus. Jeweilsnur 4,5 Quadratmeter groß ko-steten diese pro Stück 630 Euro,zusammen also 12.600 Euro.Generell sind Fahrbahn-schwellen umstritten. Eine um-fangreiche Rechtsprechungbeschäftigt sich mit Unfällen undSchäden an Fahrzeugen, auf diedie Verwaltung hier auch richti-gerweise hinweist. Der Bund der

Steuerzahler meint: Allerdingsstellt sich damit auch die Frage,warum in Berlin dann überhauptintakter Asphalt gegen weitest-gehend wirkungslose Fahrbahn-schwellen ausgetauscht wird.Schließlich fehlt in Berlin gleich-zeitig das Geld, um an andererStelle der Erhaltung des Straßen-netzes nachzukommen. Mit denzusammen 81.500 Euro für die„Moabiter Kissen“ in den beidenStraßen hätten alternativ auchrund 1.800 Schlaglöcher gestopftwerden können.

Fortsetzung von Seite 3

Bund der Steuerzahler Berlin e.V.
Lepsiusstraße 110
12165 Berlin
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Bitte unterstützen Sie unsere wichtige Arbeit gegen die Verschwendung von Steuergeldern! 
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In eigener Sache

Dr. Kristin Brinker wieder Verwaltungsratsvorsitzende

Konstituierende Verwaltungsratssitzung

Am 1. Oktober 2014 fand die konstitu-ierende Sitzung des frisch gewähltenVerwaltungsrats des Bundes der Steu-erzahler Berlin statt.  Die Mitglieder desVerwaltungsrates wählten erneut Dr.Kristin Brinker zur Verwaltungsrats-vorsitzenden. Christian Petrenz wurdezum Stellvertreter ernannt.
Notar Frank-Michael Robrade, Kaufmann
Jürgen Scholz, Notar Peter Schultz-Ebert,
Jurist Jens Reimer, Architektin Dr. Kristin
Brinker, Notar Christian Petrenz, Steuer-

beraterin Annett Papenbrock und 
Jurist Peter Kahl (v.l.n.r.).

Senat beschließt Finanz-
planung 2014 bis 2018

haben, bei ihren politischenHausleitungen auch einmal Widerworte zu geben. Denn imdirekten Gespräch halten die Bediensteten auf der Arbeits-ebene meist auch nicht allzu vielvon den politisch gewollten Pro-jekten. Was die „Perlenkette ausLicht“ am S-Bahnhof Savigny-platz angeht, können wir zumin-dest schon einmal verzeichnen,dass die nächsten beiden voninsgesamt acht geplanten Licht-installationen ursprünglichschon vor einem Jahr hätten fer-tig gestellt sein sollen. Wir wer-den sehen, ob wir im nächstenSchwarzbuch vom Abbruch desProjektes als Erfolg oder voneiner Fortsetzung der Ver-schwendung berichten können. Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

mit der Vorstellung des neuen
Schwarzbuches haben wir das Me-
dienecho gegenüber den Vorjah-
ren nochmals massiv steigern
können. Fernsehen, Radio, Zeitun-
gen, alle Medien haben sich teil-
weise tagelang mit dem Thema
Steuergeldverschwendung be-
schäftigt.ennoch hören wir manch-mal den Einwand, dasstrotzdem alles beim Altenbliebe und die Steuergeldver-schwendung munter weitergehe. Dem kann ich natürlichnicht so ganz zustimmen, wenn-gleich ich auch in der rbb-Abend-schau gesagt habe, dass uns wohldie Fälle nicht ausgehen werden.Ein Ergebnis des Schwarzbuchesist nämlich, dass die Bürger dieAugen offen halten und uns auf Steuergeldverschwendunghinweisen. Ein anderes Ergebnisist hoffentlich, dass die Mitarbei-ter in den Verwaltungen den Mut

D
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Rechnungshof prüft Umbau des Heinrich-Lassen-Parks

Bezirk verstößt vorsätzlich gegen Haushaltsrecht

er nach einem Baustadt-rad benannte Heinrich-Lassen-Park im OrtsteilSchöneberg wird von der Bevöl-kerung gerne als Abkürzung zwi-schen der Belziger Straße undHauptstraße genutzt. Dadurchwar ein quer über die Rasenflä-che verlaufender „Trampelpfad“entstanden. Zudem sei es lautBezirksamt durch den Radver-kehr und wegen der fehlendenEntwässerung zu Schäden ge-kommen, die die Verkehrssicher-heit gerade nach Niederschlägenund in den Wintermonaten be-einträchtigen würden. Es musstealso etwas getan werden, wennman den Behauptungen des Be-zirksamtes folgt. Im Jahr 2006 meldete das zu-ständige Amt des Bezirks eineBaumaßnahme „Umbau desHeinrich-Lassen-Parks“ bezirks-intern zur Investitionsplanungan. In der Vorschlagsliste landetedie Maßnahme zunächst aufPlatz 9 von 10. Vorgesehenwaren darin insbesondere dieAusweitung der Spielbereichesowie Veränderungen am We-gesystem für geschätzte Kostenvon insgesamt 600.000 Euro.Aufgenommen

wurde die Maßnahme in die Anmeldung zur Investitionspla-nung dennoch nicht. Den Grundhierfür sieht die damit übergan-gene Bezirksverordnetenver-sammlung darin, dass dasBezirksamt die Investitionsmit-tel bereits für andere Schwer-punkte verplant hatte. Allerdingsdürfen Baumaßnahmen vom Be-zirk erst dann geplant unddurchgeführt werden, wenn siein einer vom Senat beschlosse-nen Investitionsplanung aufge-führt sind.Und weil auch ein Bezirksamtjeden Euro nur einmal ausgebenkann, beauftragte die Behördeden „Umbau des Heinrich-Las-sen-Parks“ ab 2010 einfach alskonsumtive Maßnahme der bau-lichen Unterhaltung, ohne dienotwendige Genehmigung desSenats eingeholt zu haben. Damitwandte das Bezirksamt aberauch die für investive Baumaß-nahmen nach der Landeshaus-haltsordnung vorgeschrieben-en Regelverfahren nicht an. Eswurden demzufolge weder Vor-planungs- noch Bauplanungsun-terlagen aufgestellt. Auch  veranschlagte es die In-vestition nicht im Be-zirkshaushalt und

hinderte so die Bezirksverordne-ten an einer Mitwirkung. DerRechnungshof wirft dem Be-zirksamt deshalb vor, vor-schriftswidrig gehandelt zuhaben, obwohl es den investivenCharakter der Maßnahme ge-kannt habe. Zudem habe der Be-zirk Finanzsenat und Rech-nungshof nicht vorschriftsmäßiginformiert. Aber auch im Vorfeld wurdegeschlampt. Wenigstens 2006,als der Bezirk selbst noch voneiner investiven Maßnahme aus-ging, hätte eine Wirtschaftlich-keitsuntersuchung zu den geschätz-ten Kosten und Auswirkungenauf künftige Haushaltsjahredurchgeführt werden müssen.Auch auf die vorgeschriebenen,systematischen Kostenermitt-lungen hat der Bezirk verzichtet. Auf die jährlich begrenzt zurVerfügung stehenden Haushalts-mittel für die bauliche Unterhal-tung hat der Bezirk dadurchreagiert, dass er die Gesamtmaß-nahme einfach auf drei Bauab-schnitte aufgeteilt hat. In diesemZusammenhang weist der Rech-nungshof darauf hin, dass dieBildung von mehreren kleinenBauabschnitten in der Regel zueiner längeren Bauzeit und zuhöheren Kosten führt. Tat-sächlich stand die Grün-anlage insgesamt 24Monate der Öffent-lichkeit nicht zurVerfügung. 

Auch bei der Erteilung derAufträge gab es Unregelmäßig-keiten. Nach einer beschränktenAusschreibung  wurde zunächstein Auftrag über gut 78.000 Euroerteilt. Bereits vier Wochen später folgte eine Nachtragsver-einbarung über zusätzlich fast56.000 Euro. Mit weiteren Nach-trägen wuchs das Bauvolumenum rund 82 Prozent auf knapp142.000 Euro für den erstenBauabschnitt. Wesentliche Ursa-che hierfür war die Beauftragungeines Container-Standortes, des-sen Errichtung zwar in ei-nem Grundkonzept vorgesehenwar, aber nur kurz danach indem Leistungsverzeichnis desAuftrages fehlte. Damit hat dasBezirksamt den Bau des Contai-ner-Standortes natürlich auchdem Vergabewettbewerb entzo-gen. Ein klarer Verstoß: DerRechnungshof wirft dem Bezirkdaher erhebliche 

Dem Bund der Steuerzahler ist ein nicht-öffentlicher Rechnungshof-
bericht über den Umbau des Heinrich-Lassen-Parks von September
2013 zugespielt worden. Darin werden dem Bezirksamt Tempelhof-
Schöneberg massive Verstöße gegen haushaltsrechtliche Vorschriften
nachgewiesen. Der Bezirk hat demnach auf Kostenermittlungen, Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen und die Aufstellung von Planungsun-
terlagen verzichtet. Den Schaden beziffert der Rechnungshof auf rund
56.000 Euro. 
D
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Mängel bei der Leistungsbe-schreibung vor. Urteil des Rech-nungshofes: Durch die nichtordnungsgemäße Vorbereitungund Durchführung der Baumaß-nahme sind vermeidbare Ausga-ben von ca. 56.000 Euroentstanden. Ursache für die vermeidbarenMehrkosten war insbesondere,dass das Bezirksamt durch dieunzutreffende Einstufung als Unterhaltsmaßnahme der Be-zirksverordnetenversammlungdie Entscheidung über die Bau-maßnahme im Zuge des Haus-haltsplanfeststellungsverfahrensentzogen hatte. Die übergange-

nen Bezirksverordneten hattendaraufhin einen Baustopp ver-hängt und den Rückbau eines be-reits neu gebauten Weges unddie Wiederherstellung am altenOrt verfügt, was auch der Innen-senat als Bezirksaufsicht als zu-lässig bestätigt hat. Wer ist nun Schuld? Die aus-gebootete Bezirksverordneten-versammlung hat ihr Rechtdurchgesetzt, über Investitionenentscheiden zu können. „Mehr-kosten wären nur dann nichtentstanden, wenn die BVV einfach geschluckt hätte, was ihr das Bezirksamt serviert hat!“,sagte der Vorsitzende des 

BdSt-Berlin, Alexander Kraus. Kann man das auch anderssehen? Der seinerzeit noch zu-ständige Bezirksstadtrat OliverSchworck (SPD), rechtfertigtedie regelwidrige Finanzierungaus Mitteln der baulichen Unter-haltung 2011 in einer KleinenAnfrage jedenfalls noch damit,dass gar nichts anderes übrig ge-blieben sei, um die Missstände zubeseitigen. Schworck ist seit derletzten Wahl mittlerweile zu-ständig für Jugend, Ordnung undBürgerdienste.Der Bund der Steuerzahlerhält das für eine erstaunlich laxeVerwaltungspraxis, zumal sei-

tens der Anwohner und Tei-len der BVV die Erforderlichkeitder Maßnahme erheblich inZweifel gezogen wird. Der Bundder Steuerzahler hat deswegenbeim Bezirk angefragt, ob und in welcher Höhe Regressforde-rungen gegen die damals zu-ständigen Mitglieder desBezirksamtes geltend gemachtund welche organisatorischenMaßnahmen ergriffen wordensind, dass gesetzliche Regelun-gen vom Bezirksamt künftig ein-gehalten werden. Die Anfrageliegt dem derzeit zuständigenBaustadtrat Daniel Krüger (CDU)vor. 

Mitte Oktober hat der Berliner Finanzsenator
die Finanzplanung für die nächsten Jahre vor-
gelegt. Darin plant er, dauerhaft ohne neue
Schulden auszukommen. Den Anforderungen
der wachsenden Stadt will der Senat mit dem
Investitionsfonds begegnen. erlin wird seinen Schuldenberg in dennächsten Jahren weiter abbauen kön-nen. Finanzsenator Nußbaum (partei-los) rechnet bis 2018 mit jährlichenÜberschüssen zwischen 213 Millionen Euroin 2014 und 125 Millionen Euro im Jahr2018. Kritik gibt es an der sehr optimistischenPlanung der Steuereinnahmen, die die ab-flauende konjunkturelle Lage nicht genügendberücksichtigen würden. Die Finanzplanungorientiert sich an den Steuerschätzungen undrechnet demnach damit, dass die entspre-chenden Einnahmen zwischen 2015 und2016 um knapp eine Milliarde steigen wer-den. Und auch die Ausgaben seien zu niedrigangesetzt, heißt es aus den Reihen der Oppo-sition im Berliner Abgeordnetenhaus. Vorallem die Sachausgaben seien zu gering an-gesetzt, so der Grünen-Finanzexperte JochenEsser. Bereits in diesem Jahr gibt Berlin fürkonsumtive Sachausgaben 500 Millionen Euromehr aus als im Haushalt veranschlagt ist,und es sei davon auszugehen, dass die kon-sumtiven Kosten auch im nächsten Jahr nochmehr über dem Plan liegen werden, so Esser. Der größte Ausgabenposten in den näch-sten Jahren werden weiterhin die Personal-ausgaben sein. Die nach Angaben desFinanzsenators zu erwartenden Lohn- undGehaltssteigerungen ließen die personalbe-

dingten Ausgaben von knapp 7,2 MilliardenEuro in diesem Jahr auf über 8,5 MilliardenEuro klettern. Im Hinblick auf die gegenwär-tige Diskussion um den Stopp des Personal-abbaus verwies Nußbaum darauf, dass nichtsohne Berücksichtigung der weiterhin not-wendigen Ausgabenbegrenzung entschiedenwerden dürfe. Allerdings erteilte er der Ein-stellung zusätzlichen Personals keine Ab-sage. Immer mehr Bürger in der wachsendenStadt Berlin hätten auch einen steigendenBedarf an Personal zur Folge, „zusätzlichesPersonal ja, aber bedarfsgerecht und mit Au-genmaß“, so Nußbaum.Ab dem Jahr 2016 soll für Investitionen indie wachsende Stadt ein Investitionsfonds

geschaffen werden. Jeder zweite Euro auseinem Haushaltsüberschuss soll dann fürlängst überfällige Investitionen, bspw. inKitas, Schulen, Straßen, Brücken usw., einge-setzt werden. Der andere Teil des Über-schusses soll in die Schuldentilgung fließen.Die Finanzplanung des Finanzsenators stehtauf wackeligen Beinen. Beides, die Einnah-men und die Ausgaben des Landes Berlinsind für die kommenden Jahre sehr optimi-stisch geschätzt. Wenn der Boom vorbei ist undBerlin es nicht schafft, seine  Ausgaben unterKontrolle zu halten, wird es eng. Das ambi-tionierte Ziel, die ab dem Jahr 2020 grundge-setzlich vorgeschriebene Schuldenbremseeinzuhalten, könnte in weite Ferne rücken.

Finanzsenator blickt (zu) positiv in die Zukunft

Senat beschließt Finanzplanung 2014 bis 2018
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Eckwerte der Finanzplanung 2014 bis 2018
Bereinigte Ausgaben und bereinigte Einnahmen und Schuldenstände des Landes Berlin, in Mio. Euro, Werte für 2012 und 2013 sind Istwerte; Werte
für 2014 gem. Statusbericht, Werte ab 2015 sind Planwerte, Quelle: Senatsverwaltung für Finanzen
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Schwarzbuch 2014

Erfolgreiche Pressearbeit

Auch in diesem Jahr konnte der Bund der
Steuerzahler Berlin wieder eine äußerst er-
folgreiche Presseresonanz im Zusammenhang
mit der Veröffentlichung des Schwarzbuches
des Bundes der Steuerzahler verzeichen.uer durch die Medien gingen dieBerichterstattungen zur Veröffentli-chung unseres Schwarzbuches. Nebenzahlreichen Artikeln in den Tageszeitungenwurde auch im Fernsehen und im Radio über„Die öffentliche Verschwendung” berichtet.Der Vorstandsvorsitzende des Bundes derSteuerzahler Berlin, Alexander Kraus,  war zuGast in der rbb Abendschau und gab zahlrei-che Radiointerviews.Große Resonanz bringt auch die aktuelleStaffel der Sendung „Mario Barth deckt auf”,in der Mario Barth gemeinsam mit BdSt-Prä-sident Reiner Holznagel und anderen Promi-nenten kuriosen Fällen von Steuergeldver-schwendung auf den Grund geht. Dort und auchin der Sendung „Stern-TV” wurden einige Ber-liner Steuerverschwendungsfälle präsentiert.

Q
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Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

Über die möglichen Ursachen 
der immensen Krankenstände
bei Staatsdienern sprach der
Vorsitzende des Bundes der 
Steuerzahler Berlin in der 
Sendung SternTV. 

Impressum
Herausgeber: Bund der Steuerzahler Berlin e.V., Lepsiusstraße 110, 12165 Berlin, Telefon: 030-7901070 Redaktion: Dipl.-Volksw. Alexan-
der Kraus (verantw.), Dipl.-Volksw. Steffen Bernitz Verlag:  BdSt Steuerzahler Service GmbH, Wiesbaden Druck: apm AG, Kleyerstraße 3,
64295 Darmstadt Abdruck: nur mit Quellenangabe  Redaktionsschluss: 25.11.2014

Lange Schlangen vor Bürgeräm-
tern, ausgegangene Wartenum-
mern und Ewigkeiten für die
Bearbeitung von Anträgen sind
für die Berliner Verwaltung keine
Ausnahme mehr, nerven Bürger
und schaden der Wirtschaft.ie Ursache hierfür liegt u.a.auch in den immensenKrankenständen bei unse-ren Staatsdienern begründet. Be-sonders viel krank sind vor allemdie Berliner Beamten. Sie fehlten2011 durchschnittlich 41,24 Ka-lendertage. Aber auch die Ange-stellten im öffentlichen Dienstfehlen viel häufiger als Beschäf-tigte in der Privatwirtschaft. Siewaren im Durchschnitt immer-hin noch 37,59 Kalendertage imJahr 2011 krank. Den Steuerzah-ler kostet das rund eine MillionEuro pro Tag. Viel weniger krank sind hinge-gen offenbar die Angestelltenin der Privatwirtschaft. Der Wertunter allen gesetzlich Versicher-ten in Berlin betrug 2011 näm-lich gerade einmal 17,19
Kalendertage, bundesweit so-
gar nur 13,97 Kalendertage. 

Im Gespräch mit der SendungSternTV zu den Ursachen habeich deshalb nicht nur darauf hingewiesen, dass der Anteil an psychisch und physisch starkbeanspruchenden Berufen, wiez.B. Feuerwehr- und Polizeibe-diensteten, besonders groß ist, sondern auch die Hälfte derbeschäftigten bereits über 50 Jahre alt ist. Allerdings habeich auch auf die große Arbeits-platzsicherheit im öffentlichenDienst hingewiesen. Währendsich Arbeitnehmer in der Privat-wirtschaft dreimal überlegenmüssen, ob sie nicht vielleichtdoch arbeiten können, ist es eben doch leichter sich für eineKrankschreibung zu entschei-den, wenn man sich um seinenJob keine Sorgen zu machenbraucht. Und auch in der Privat-wirtschaft gibt es Tätigkeiten, diestressen. All die Arbeitnehmer inder Gastronomie, Logistik, aufdem Bau oder im Handwerk undselbst kaufmännische Führungs-kräfte werden sich wohl nichtweniger beansprucht fühlen, als die Beamten in den Bür-gerämtern. 

Mir drängt sich daher der Ver-dacht auf, dass die Bezirksbür-germeister die Situation in denpublikumsnahen Verwaltungs-bereichen ganz gezielt dazu nutzen, um ihrem Ruf nach mehrPersonal zu unterstreichen. Dochstatt hier Bürger gegen Staats-diener auszuspielen, sollten sich die politischen Führungs-kräfte in den Rathäusern und Senatsverwaltungen lieber Gedanken über eine effiziente-rerganisation der Verwaltungs-abläufe machen. Dass vielerortsIT-gestützte Arbeitsabläufe wiein der Steinzeit funktionieren,dürfte nämlich ebenfalls einenAnteil am Frust der Beschäftig-ten und ihrem Krankenstandhaben. Aber dazu bräuchte man als Manager in der Verwal-tung halt mehr als nur ein Partei-buch.Ich wünsche Ihnen eine schöneund besinnliche Weihnachtszeit.Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

DVerschuldung Berlin

Ihr pers. Anteil

Mrd. Mio. Tsd.
60 .345 .284 .93260 .345 .284 .932

17 .63517 .635
Stand: 01.12.2014, 0.00 Uhr

Der BdSt Berlin auf Facebook

facebook.com/steuerzahler.berlin
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Schönholzer Heide erhält neuen Geh- und Radweg

Luxusrennbahn durch den Wald

An praktisch jedem Straßenschild in Pankow
prangt die Warnung vor Gehwegschäden. Statt
seiner Verkehrssicherungspflicht nachzukom-
men, hat der Bezirk nun aber in der Schönhol-
zer Heide mit der Asphaltierung eines 750
Meter langen Geh- und Radweges begonnen.
Warum beseitigt der Stadtrat mit den geplan-
ten 400.000 Euro nicht zuerst gefährliche
Stolperfallen auf normalen Bürgersteigen?nde September hat der Bezirk Pankowin der Schönholzer Heide mit dem Baueines gemeinsamen Geh- und Radwegeszwischen der Friesenstraße und der Hermann-Hesse-Straße begonnen. Der vorhandeneSchotterweg bekommt eine Bitumenschichtund soll ab Dezember 2014 für Fußgänger undRadverkehr eine attraktive Verkehrsverbin-dung den zwischen den Wohngebieten imNordwesten Pankows und dem PankowerStadtteilzentrum um Rathaus und Kircheschaffen. Der geplante vier Meter breite Geh-und Radweg wird eine Länge von 750 Meternhaben. Die geplanten Kosten belaufen sich aufca. 400.000 Euro. Die Maßnahme wird ausdem Infrastrukturprogramm für die Förde-rung des Radverkehrs der Senatsverwaltungfür Stadtentwicklung und Umwelt finanziert.Aus der Antwort der Senatsverwaltung fürStadtentwicklung auf die Kleine Anfrage vonDanny Freymark (CDU) von April 2013 gehtallerdings hiervor, dass der Bezirk Pankow 50bis 60 Prozent seiner über 4,1 Millionen Qua-

dratmeter Gehwegfläche für sanierungsbe-dürftig hält. Dennoch hat der Bezirk Pankowlaut dieser Drucksachen keinen Plan von Prio-ritätenreihung oder zeitlichem und finanziel-lem Aufwand. Allerdings befindet er sich damitin guter Gesellschaft mit anderen Bezirken. Le-diglich Spandau kann seinen finanziellen Auf-wand mit jährlich rund 700.000 Euroüberhaupt beziffern. Berücksichtigt man, dassSpandau 40 Prozent seiner knapp 2,3 MillionenQuadratmeter Gehwegfläche für sanierungs-bedürftig hält, ergäbe sich hieraus für Pankowrechnerisch ein finanzieller Bedarf von rund1,9 Millionen Euro jährlich. Mit dem Geld fürden Asphaltweg hätte der Bezirk stattdessenalso gut ein Fünftel davon stemmen können. In einem persönlichen Telefonat bedauertePankows Stadtrat Jens-Holger Kirchner(Bü90/Die Grünen) gegenüber dem BerlinerBdSt-Vorsitzenden Alexander Kraus, dass ernicht alles auf einmal in Ordnung bringenkönne und erklärte, dass es eben Radwege-programme und Straßenprogramme gebe.Wenn man auf das eine verzichte, hätte maneben gar nichts. Und auch Radfahrer seienSteuerzahler. Kraus hielt dem entgegen, dasser die Bürgersteige für dringlicher halte als den Ausbau von Waldwegen. Wer wenn nichtdie polischen Spitzenbeamten wären in derLage, begrenzte Mittel an die richtigen Stellen zu leiten. Bereits in seinem Schwarzbuch 2012 hatteder Bund der Steuerzahler kritisiert, dass inPankow im Rahmen einer Straßenbaumaß-nahme 130.000 Euro für Lichtinstallationenausgegeben worden waren, weil dies eine Ver-

waltungsvorschrift vorsieht. Das Haus vonStadtentwicklungssenator Michael Müllerhatte damals die Vorschrift zur Kunst im Stadt-bild in der „Anweisung Bau“ mit der großenBedeutung der Kunst- und Künstlerförderungin Berlin gerechtfertigt. Im gleichen Jahr wareneiner gestürzten Rentnerin aus Pankow vomBundesgerichtshof Schadenersatzansprüchevom Land Berlin wegen der Verletzung seiner

Verkehrssicherungspflicht für einen seit Jah-ren desolaten Gehweg zugesprochen worden.Auf eine Schadenssumme von über 91.000Euro summierten sich 2012 die anhängigenKlageverfahren aufgrund der Verletzung vonVerkehrsicherungspflichten allein bei den Be-zirksämtern, die dem Senat dazu damals über-haupt geantwortet hatten. 

E

Laufstudie in der Schönholzer Heide: 
Joggen auf Asphalt schont die Gelenke,
aber nicht den Steuerzahler

Im wahrsten Sinne des Wortes 
Schwellenland: Bürgersteige in 

Pankow-Niederschönhausen
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Was kostet wo wie viel?

Jährlicher Kostenvergleich veröffentlicht 

Die Senatsverwaltung für Finanzen veröffent-
licht in jedem Jahr einen Kostenvergleich der
Berliner Bezirke sowie ausgewählte Bereiche
der Senatsverwaltungen und der Senatskanz-
lei. Ende Oktober ist die 14. Auflage der bei-
den Broschüren erschienen, in denen die
Senatsverwaltung für Finanzen die Zahlen für
das Jahr 2013 veröffentlicht hat.er sich schon immer gefragt hat, wiehoch die Verwaltungskosten für dieErteilung eines Knöllchens sind, derkann das jetzt, aufgeschlüsselt nach Bezirken,in der aktuellen Veröffentlichung „Was ko-stet wo wie viel?“ der Senatsverwaltung fürFinanzen nachlesen. Im Durchschnitt betra-gen die entsprechenden Verwaltungskostenauf Bezirksebene 3,79 Euro, hinzu kommen5,60 Euro Verwaltungskosten bei der Zen-tralen Bußgeldstelle, die die Anhörungs-schreiben und Bescheide versendet. Dasmacht in der Summe 9,39 Euro. Dem gegen-über stehen dann Verwarnungsgelder, die –je nach Parkvergehen – zwischen 5 und 35Euro liegen.Interessant ist auch die Frage, was die Be-steuerung natürlicher Personen und Perso-nengesellschaften in Berlin kostet. Dienebenstehende Abbildung zeigt die Kosten,die in den 17 regionalen Finanzämtern inBerlin anfallen. Im Durchschnitt kostet dieFestsetzung der Einkommensteuer, der Um-satz- und Gewerbesteuer bei gewerblicherTätigkeit oder die Festsetzung der Umsatz-steuer bei freiberuflicher Tätigkeit 113 Euro.Auch auf die Kosten einer Außenprüfungwird in der Veröffentlichung der Senatsver-waltung für Finanzen eingegangen. Jede Prü-fung eines mittelgroßen Betriebes koste dasLand Berlin im letzten Jahr im Durchschnitt 6.408 Euro. Insgesamt wurden 2.639 Be-triebe geprüft. Das dabei festgestellte Mehr-ergebnis lag bei etwa 75 Millionen Euro. Um die Leistungen der Verwaltungen hin-sichtlich Effektivität und Effizienz zu beur-teilen seien die Gegenüberstellungen derKosten der einzelnen Dienstleistungen unddem damit verbundenen Output ein wichti-ges Instrument, so Finanzsenator Nußbaum(parteilos).  „Ich ermuntere sowohl Bürge-rinnen und Bürger als auch die Verwaltungs-mitarbeiter immer dazu, kritisch zuhinterfragen, was wo wie viel kostet. Mit demjährlichen Kostenvergleich (…) können sichdie Bürgerinnen und Bürger ein Bild machen,wofür ihre Steuergelder ausgegeben werden.Und die Verwaltungen können nachvollzie-hen, wo sie selbst im Kostenvergleich ste-hen“, so Nußbaum in einer Pressemitteilung. Beide Broschüren können auf der Inter-netseite der Senatsverwaltung für Finanzenheruntergeladen werden: www.berlin.de/sen/finanzen/haushalt/downloads/artikel.6347.php 
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Betriebsprüfungen in der Größenklasse Mittelbetrieb Betriebsprüfung in der Größenklasse Kleinbetrieb

Anzahl der Prüfungen in der Größenklasse Mittelbetrieb Anzahl der Prüfungen in der Größenklasse Kleinbetrieb

Menge€ / Stk.

2.548 2.590
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Broschürentipp

Broschüre Auto und SteuernAutofahren wird immer teurer. Damit nichtauch noch unnötig bezahlte Steuern denGeldbeutel des Autofahrers zusätzlich bela-sten, hilft der Bund der Steuerzahler mit derBroschüre „Auto und Steuern“ weiter. DerRatgeber gibt Antworten auf die wichtigstenFragen rund um die Absetzbarkeit von Pkw-Kosten eines Arbeitnehmers oder eines Un-ternehmers bei der Einkommensteuer. Auchüber die Umsatzsteuer, die Kraftfahrzeug-steuer und Pkw-Kosten als Sonderausgabenund außergewöhnliche Belastungen gibt dieBroschüre hilfreiche Tipps.

Im Anhang befi-net sich ein Über-blick über diewichtigsten Ur-teile der Finanz-gerichte, damitSteuerzahler zuihrem Rechtkommen.Mitglieder des Bundes der Stuerzahler Ber-lin können die Broschüre kostenlos in derGeschäftsstelle bestellen.
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Berlins Steuereinnhamen auf hohem Niveau

Steuerschätzung

Auch Berlins neuer Finanzsenator
Matthias Kollatz-Ahnen (SPD) kann
weiterhin mit steigenden Steuer-
einnahmen rechnen. Nach der aktu-
ellen Steuerschätzung vom Novem-
ber dürfen sich Berlins Haushälter
für dieses Jahr sogar über zusätz-
liche Steuereinnahmen freuen. ach den regionalisiertenErgebnissen der aktuellenSteuerschätzung wird dasLand Berlin in diesem Jahr Steu-ern in Höhe von 17,2 Mrd. Euroeinnehmen, im Jahr 2015 erwar-ten die Steuerschätzer Steuerein-nahmen in Höhe von 17,7 Mrd.Euro. Im laufenden Jahr liegendie Steuereinnahmen damit um124 Mio. Euro höher als in derSteuerschätzung vom Mai erwartet.Als Grund für die weiterhinhohen Steuereinnahmen nenntdie Senatsverwaltung für Finan-zen das anhaltende Bevölke-rungswachstum sowie die über-

durchschnittlich gute Wirtschafts-entwicklung der Hauptstadt. „Dieaktuelle Prognose zu den Steuer-einnahmen des Landes macht deutlich, dass wir solide geplanthaben und unsere Ziele im lau-fenden Haushalt erreichen kön-nen. Und auch der mittelfristigeAusblick bestätigt unsere Finanz-planung“, so der scheidende Finanzsenator Nußbaum (partei-los) zu den Ergebnissen derSchätzung.Im Vergleich zu den Planun-gen im Doppelhaushalt 2014/15ergibt sich für das laufende Jahrsogar ein Steuerplus von 321 Mio.Euro. Für das kommende Jahrliegen die entsprechenden Mehr-einnahmen bei 276 Mio. Euro.Wer angesichts dieser Zahlennoch der Meinung ist, überfälligeSteuerentlastungen seien nichtfinanzierbar, muss schon ziem-lich einfallsreich sein, um hierfürentsprechende Gründe zu finden.

N

Ermittlungen wegen Korruptionsverdacht

Neues vom Steglitzer Kreisel

Lange war es ruhig um den Steg-
litzer Kreisel, eines der höchsten
Gebäude Berlins. Nun steht ein
Mitarbeiter der landeseigenen
Berliner Immobilien Management
GmbH (BIM) unter dem Verdacht
der Korruption. Denn im Rahmen
der Asbestsanierung des Kreisels
soll es Preisabsprachen gegeben
haben.ie Berliner Staatsanwalt-schaft hat nach Informa-tionen des rbb einVerfahren wegen möglicher Kor-ruption im Zusammenhang mitder Vergabe des 18 MillionenEuro schweren Auftrages der As-bestsanierung des SteglitzerKreisels eingeleitet. Konkret geht es um die Ver-gabe der Sanierung an ein Bie-terkonsortium im Jahre 2013.Einer im Vergabeverfahren un-terlegenen Baufirma war aufge-fallen, dass sich zwei fast iden-tische Bietergemeinschaften aufzwei Vergabe-Lose beworbenhatten, was ausdrücklich verbo-ten war. Die beiden Bieterge-meinschaften hatten den Zu-schlag für beide Aufträge bekom-men.Der unterlegene Unternehmerlegte Beschwerde bei der zustän-digen Vergabekammer ein. Diesewar aufgrund eines Personal-mangels arbeitsunfähig, worauf-hin der Unternehmer vor demBerliner Kammergericht klagte.

Dort hatte es Zweifel an den Aus-sagen des BIM-Mitarbeiters undder Firmenvertreter gegeben.Mögliche Absprachen außerhalbdes offiziellen Vergabeverfah-rens standen im Raum. Darauf-hin erstattete der Anwalt des imVergabeverfahren unterlegenenUnternehmers Strafanzeige.Sollte sich der Korruptions-verdacht bestätigen, droht eineweitere Verzögerung der Sanie-rungsarbeiten. Dann belastet dasleer stehende Gebäude weiterhindie Taschen der Steuerzahler.Denn auch wenn das Gebäudeunbenutzt ist, verursacht es jähr-lich Betriebskosten in Höhe von650.000 Euro. 

D

Beteiligungsbericht vorgestellt

Landesunternehmen mit Überschuss

Berlins Landesunternehmen stehen gut da.
Das ist die Botschaft, die der scheidende Fi-
nanzsenator Nußbaum (parteilos) im Novem-
ber verkündet hat. Zwar hätten die
Landesunternehmen mehr Schulden, ihre Ge-
winne hätten sich im letzten Jahr jedoch ver-
doppelt.ie Beteiligungsunternehmen des Lan-des Berlin haben das Jahr 2013 miteinem höheren Plus abgeschlossen alsim Jahr zuvor. Insgesamt haben die 47 Un-

ternehmen privaten Rechts und die acht An-stalten des öffentlichen Rechts, an denen dasLand Berlin beteiligt ist, ein Überschuss inHöhe von 455 Mio. Euro erwirtschaftet. ImJahr 2012 betrug das Plus 257 Mio. Euro. In der Summe betragen die Überschüsse639 Mio. Euro. Dem gegenüber stehen fünfBeteiligungen mit einem Verlust von insgesamt184 Mio. Euro. Fast der gesamte Verlustbetragstammt dabei vom Flughafen BER, der alleinschon ein Minus von 181 Mio. Euro ausweist.Nicht zuletzt wegen der BER-Kredite oder

wegen Immobilienverkäufen der Gewobag  stie-gen neben den Gewinnen auch die Schulden derLandesunternehmen im letzten Jahr um 853Millionen Euro auf insgesamt 14 Milliarden Euro. Hierzu erklärte Finanzsenator Nußbaum,dass die Bilanzsumme aller Unterehmen mit55 Milliarden Euro ausreichend hoch sei. DieStrategie für die Landeshaushalte sei nichtmehr danach ausgerichtet, möglichst viel fürden Landeshaushalt abzuwerfen; die Unter-nehmen sollten auf einer gesunden Basiswirtschaften und reinvestieren, so Nußbaum.D

Broschürentipp

SStteeuueerrtthheemmeenn  ffüürr  UUnntteerrnneehhmmeerrBei der Vielzahl der Änderungenim Steuerrecht fällt es häufigschwer, den Überblick zu behal-ten. Für alle Unternehmer, diesich schnell über die aktuelle Ge-setzgebung, die neueste Recht-sprechung und andere wichtigeNeuerungen im Steuerrecht in-formieren möchten, ist die Bro-

schüre „AktuelleSteuerthemenfür Unterneh-mer im Über-blick“ eine guteHilfe. Mi tg l iederdes BdSt Ber-lin könnendie Broschüre kosenlos in derGeschäftsstelle bestellen.
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